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Darlehensbedingungen  
Nachrangdarlehen mit qualifiziertem Rangrücktritt und  

vorinsolvenzlicher Durchsetzungssperre  
 

 
Emissionsbezogene Angaben 

 

 Darlehensnehmer:  
Weelectrify.Africa UG, München  
Geschäftsführer: Philipp Wagner, einzelvertretungsberechtigt  
Geschäftsadresse: Am Einlaß 3a, 80469 München  
HR-Nummer: HRB 251683, Amtsgericht München  

 Projektbezogene Angaben:  
Projekt-Name und ID: Weelectrify.Africa_Investkonzept_Nachrangdarlehen_7%_2020_2023  
Darlehenszweck: Umsetzung des Business-Plans vom 15.05.2020 und Deckung der 
Trans-aktionskosten dieser Finanzierung  
(Hinweis: Details ergeben sich aus den Allgemeinen Darlehensbedingungen und der Pro-
jektbeschreibung.) 
Funding-Schwelle: EUR 0,00  
Funding-Limit: EUR 1.000.000,00  
Funding-Zeitraum: 15.05.2020 bis 14.05.2021(einmalige oder mehrmalige Verlängerung 

möglich bis zu einem maximalen Gesamt-Zeitraum von 12 Monaten)  
Individueller Darlehensbetrag: siehe Zeichnungsschein  
Hinweis: Der Darlehensbetrag muss mindestens EUR 50,00 betragen und durch 50 teilbar 
sein (z.B. EUR 1.350,00). 
Bitte überweisen Sie den gesamten Betrag innerhalb von drei Werktagen ab Vertrags-

schluss auf das untenstehende Projekt-Treuhandkonto. Der Vertrag ist hinfällig, wenn 

Sie Ihre Einzahlung nicht spätestens innerhalb von zwei Wochen geleistet haben (Zif-

fer 2.2 der Allgemeinen Darlehensbedingungen).  

 Zins- und Tilgungsleistungen:  
Feste Verzinsung:  
7,00 % p.a. 
Frühzeichnerbonus: Investoren, die bis zum Ablauf des 14.06.2020 einen wirksamen Nach-

rangdarlehensvertrag schließen, erhalten einen um 1 %-Punkt erhöhten Festzinssatz in Höhe 
von 8,00 % p.a.  

 Endfällige Zinszahlung am 30.06.2023 

 Endfªllige Tilgung des gesamten Darlehensbetrages am 30.06.2023 (ĂRückzahlungstagñ)  
Der Darlehensnehmer ist nach Maßgabe der Allgemeinen Darlehensbedingungen zur Kündi-

gung und vorzeitigen Rückzahlung des Darlehens gegen Leistung einer Vorfälligkeitsent-

schädigung in Höhe von 50 Prozent der restlichen Zinsansprüche berechtigt.  
Kontodaten des Zahlungsdienstleisters (Projekt-Treuhandkonto):  
Kontoinhaber: Weelectrify.Africa UG 

IBAN/Kontonummer: DE62850400611005502082 

BIC/Bankleitzahl: COBADEFFXXX  
Verwendungszweck: TA-Nummer 

 
Anlagen zu den Darlehensbedingungen:  
Å Anlage 1 ï Risikohinweise  

 



 Seite 3 
 

 
Å Anlage 2 ï Projektbeschreibung  
Å Anlage 3 ï Widerrufsbelehrung und Hinweis auf das Widerrufsrecht 

 

 

Risikohinweis: Bei qualifiziert nachrangig ausgestalteten Darlehen trägt der Darle-
hensgeber ein Risiko, das höher ist als das Risiko eines regulären Fremdkapitalgebers 
und das über das allgemeine Insolvenzausfallrisiko hinausgeht. Sämtliche Ansprüche 
des Darlehensgebers aus dem Nachrangdarlehensvertrag ï insbesondere die Ansprü-
che auf Zinszahlung und Tilgung ï können gegenüber dem Darlehensnehmer nicht 
geltend gemacht werden, wenn dies für den Darlehensnehmer einen bindenden Grund 
für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, d.h. Zahlungsunfähigkeit oder Über-
schuldung, herbeiführen würde oder wenn in diesem Zeitpunkt bereits ein solcher In-
solvenzgrund vorliegt (vorinsolvenzliche Durchsetzungssperre). Dies bedeutet, dass 
die Ansprüche aus dem Nachrangdarlehen bereits dann nicht mehr durchsetzbar sind, 
wenn der Darlehensnehmer zum Zeitpunkt des Zahlungsverlangens zahlungsunfähig 
oder überschuldet ist oder dies zu werden droht. Die Ansprüche des Darlehensgebers 
wären dann dauerhaft in ihrer Durchsetzung gesperrt, solange und soweit die Krise 
des Darlehensnehmers nicht behoben wird. Dies kann dazu führen, dass diese An-
sprüche bereits außerhalb eines Insolvenzverfahrens dauerhaft nicht durchsetzbar 
sind.  
Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Darlehensnehmer nicht in der Lage ist, seine 
fälligen Zahlungspflichten zu erfüllen (§ 17 Abs. 2 Insolvenzordnung). Überschuldung 
liegt vor, wenn das Vermögen des Darlehensnehmers dessen bestehende Verbindlich-
keiten nicht mehr deckt, es sei denn, die Fortführung des Unternehmens des Darle-
hensnehmers ist nach den Umständen überwiegend wahrscheinlich (§ 19 Abs. 2 Insol-
venzordnung). Diese gesetzlichen Vorschriften können sich mit Wirkung für die Zu-
kunft verändern. Damit würden sich auch die Voraussetzungen verändern, unter denen 
die vorinsolvenzliche Durchsetzungssperre eingreift.  
Die Nachrangforderungen des Darlehensgebers treten außerdem im Falle der Durch-
führung eines Liquidationsverfahrens und im Falle der Insolvenz des Darlehensneh-
mers im Rang gegenüber sämtlichen gegenwärtigen und künftigen Forderungen aller 
anderen Gläubiger des Darlehensnehmers zurück. Die Nachrangforderungen werden 
also erst nach diesen anderen Forderungen bedient, falls dann noch verteilungsfähi-
ges Vermögen vorhanden sein sollte. Das Nachrangkapital dient den nicht im Rang 
zurückgetretenen Gläubigern als Haftungsgegenstand. 
Dies kann zum Totalverlust des investierten Kapitals führen. 
Aufgrund dieser eigenkapitalähnlichen Haftungsfunktion des Nachrangkapitals trifft 
den Darlehensgeber ein unternehmerisches Verlustrisiko. Der Darlehensgeber erhält 
aber keine gesellschaftsrechtlichen Mitwirkungs- und Kontrollrechte. Er hat damit 
nicht die Möglichkeit, auf die Realisierung dieses unternehmerischen Risikos einzu-
wirken, insbesondere verlustbringende Geschäftstätigkeiten des Darlehensnehmers zu 
beenden, bevor das eingebrachte Kapital verbraucht ist. Mit dieser vertraglichen 
Gestaltung werden aus Sicht des Darlehensgebers die Nachteile des Fremdkapitals 
(insbesondere keine Gewinn- und Vermögensbeteiligung des Darlehensgebers, kein 
Einfluss auf die Unternehmensführung des Darlehensnehmers und keine sonstigen 
Mitwirkungs- und Informationsrechte des Darlehensgebers) mit den Nachteilen des 
Eigenkapitals (Beteiligung des Darlehensgebers am unternehmerischen Risiko, keine 
Insolvenzantragspflicht des Darlehensnehmers bei fehlender Möglichkeit der Rückzah-
lung) verbunden. Für den Darlehensgeber bedeutet dies, dass das von ihm übernom-
mene Risiko in gewisser Hinsicht sogar über das unternehmerische Risiko eines Ge-
sellschafters hinausgehen kann. Bitte lesen Sie die ausführlichen Risikohinweise (An-
lage 1). 
 

Hinweis: Das Projektprofil und die Projektbeschreibung auf der Funding-Page erheben 

nicht den Anspruch, alle Informationen zu enthalten, die für die Beurteilung der ange- 
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botenen Anlage erforderlich sind. Bitte nutzen Sie die Möglichkeit, dem Darlehens-

nehmer Fragen zu stellen, informieren Sie sich aus unabhängigen Quellen und holen 

Sie fachkundige Beratung ein, wenn Sie unsicher sind, ob Sie diesen Darlehensvertrag 

abschließen sollten. 
 
 
 

 

Allgemeine Darlehensbedingungen (ADB) 
 
 
 

 

Präambel 

 

Der Darlehensnehmer plant die Umsetzung des in der Projektbeschreibung näher beschrie-

benen Vorhabens (ĂProjektñ). Der Darlehensgeber mºchte ihm einen Teil des hierf¿r erfor-

derlichen Kapitals in Form eines zweckgebundenen, qualifiziert nachrangigen Darlehens 

(ĂDarlehenñ) zur Verf¿gung stellen. Bei dem Darlehen handelt es sich um eine unternehme-

rische Finanzierung mit einem entsprechenden unternehmerischen Verlustrisiko. 
 
Das Darlehen ist Teil einer Schwarmfinanzierung (ĂCrowdfundingñ) in Form einer Vielzahl 

von Teil-Darlehen von verschiedenen Darlehensgebern (ĂTeil-Darlehenñ). Die Teil-Darlehen 

sind bis auf die Darlehensbeträge identisch ausgestaltet und werden über die Website 

www.weelectrify.africa/funding vermittelt (ĂPlattformñ; der Betreiber dieser Plattform, 

Frankfurter Finanzanlagenvermittlung GmbH, Frankfurt, Baseler Straße 10, 60329 Frankfurt 

am Main, im Folgenden ĂPlattformbetreiberñ). 

 

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien das Folgende: 

 

1. Darlehensgewährung; Darlehenszweck 
 

1.1 Der Darlehensgeber gewährt dem Darlehensnehmer ein zweckgebundenes Darlehen in 

der im Zeichnungsschein angegebenen Hºhe (ĂDarlehensbetragñ). 

 
1.2 Der Darlehenszweck (ĂDarlehenszweckñ) ergibt sich aus den Emissionsbezogenen 

Angaben und der nªheren Beschreibung in der Anlage ĂProjektbeschreibungñ (ĂProjektbe-

schreibungñ). Falls dies in den Emissionsbezogenen Angaben ausdr¿cklich vorgesehen ist, 

umfasst der Darlehenszweck außerdem die Deckung der Transaktionskosten für die Finan-

zierung durch dieses Crowdfunding. 

 

2. Zeichnungserklärung; Vertragsschluss 
 

2.1 Der Darlehensnehmer gibt durch das Einstellen und Freischalten des Projekts auf der 

Plattform ein rechtlich bindendes Angebot zum Abschluss des Darlehensvertrags an inte-

ressierte Investoren ab. Dieses Angebot endet entweder mit dem Ende des Funding-

Zeitraums oder mit dem Erreichen des Funding-Limits (gemäß den Emissionsbezogenen 

Angaben). 
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Der Darlehensgeber muss bei der Plattform registriert und zum Investieren freigeschaltet 

sein. Er nimmt das Vertragsangebot des Darlehensnehmers durch das vollständige Ausfüllen 

des auf der Plattform dafür vorgesehenen Online-Formulars und das Anklicken des Buttons 

ĂJetzt zahlungspflichtig investierenñ in rechtlich bindender Form an (ĂZeichnungserklä-

rungñ). 

 

Der Plattformbetreiber leitet die Zeichnungserklärung als Bote an den Darlehensnehmer wei-

ter. Der Vertrag kommt mit dem Zugang der Zeichnungserklärung beim Darlehensnehmer 

zustande (ĂVertragsschlussñ). Der Darlehensnehmer bestªtigt gegen¿ber dem Darlehens-

geber durch Nachricht an die in dem Zeichnungsschein genannte Adresse (Ăautorisierte 

Adresseñ, vgl. hierzu noch Ziffer 10.4) den Zugang der Zeichnungserklªrung (ĂZugangsbe-

stätigungñ). 

 
2.2 Der individuelle Vertragsschluss steht unter der auflösenden Bedingung, dass der 

Darlehensgeber den Darlehensbetrag nicht innerhalb von zwei Wochen ab Vertragsschluss 

entsprechend den in Ziffer 4 geregelten Bestimmungen einzahlt (ĂIndividual-Einzahlungs-

bedingungñ). 

 
2.3 Es wird klargestellt, dass durch die Abgabe einer Zeichnungserklärung weder im Ver-

hältnis zwischen Darlehensgeber und Darlehensnehmer noch im Verhältnis der einzelnen 

Darlehensgeber untereinander ein Gesellschaftsverhältnis begründet wird. Weiterhin wird 

klargestellt, dass der Plattformbetreiber nicht Partei des Darlehensvertrags wird. 

 
3. Zustandekommen des Fundings, Funding-Zeitraum 

 

3.1 Die Wirksamkeit aller rechtlichen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag mit Aus-

nahme der in Ziffer 10.2 geregelten Geheimhaltungspflichten (vgl. auch die in Ziffer 10.3 ge-

regelte Wettbewerbsschutzklausel) steht unter der auflösenden Bedingung, dass bis spä-

testens zum Ende des Funding-Zeitraums (gemäß den Emissionsbezogenen Angaben) nicht 

so viele Zeichnungserklärungen für Teil-Darlehen abgegeben werden, dass in der Summe 

aller gezeichneten Teil-Darlehens-Beträge insgesamt die Funding-Schwelle (gemäß den 

Emissionsbezogenen Angaben) erreicht wird (ĂKollektiv-Zeichnungsbedingungñ). Wird die 

Funding-Schwelle nicht erreicht, sind also alle Verpflichtungen aus diesem Vertrag hinfällig, 

lediglich die Geheimhaltungspflicht bleibt bestehen. 

 

3.2 Der Darlehensnehmer hat das Recht, den Funding-Zeitraum ein- oder mehrmalig bis zu 

einem maximalen Gesamtzeitraum von 12 Monaten zu verlängern. Über jede Verlänge-rung 

wird der Darlehensnehmer die Darlehensgeber, die bereits verbindliche Zeichnungser-

klªrungen abgegeben haben, in Kenntnis setzen (ĂVerlängerungs-Mitteilungñ). 

 
3.3 Greift die in Ziffer 3.1 genannte Bedingung, so ist das Funding gescheitert. Alle be-reits 

geschlossenen Teil-Darlehensverträge werden endgültig unwirksam. Der Darlehens-nehmer 

teilt dies dem Darlehensgeber mit (ĂRückabwicklungs-Mitteilungñ). 
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Der Darlehensnehmer verpflichtet sich gegenüber dem Darlehensgeber, im Verhältnis zum 

Zahlungsdienstleister dafür Sorge zu tragen, dass in diesem Fall die bereits eingezahlten 

Beträge unverzinst und ohne Kosten für den jeweiligen Darlehensgeber an den Darlehens-

geber zurückgewährt werden. Die Rückgewähr erfolgt mit befreiender Wirkung für den Dar-

lehensnehmer auf das im Zeichnungsschein genannte Konto (Ăautorisiertes Kontoñ, vgl. 

hierzu noch Ziffer 10.4). Es wird klargestellt, dass keine Gesamtgläubigerschaft der Darle-

hensgeber besteht. 

 

4. Fälligkeit; Darlehenseinzahlung 
 

4.1 Der Darlehensbetrag ist bei Vertragsschluss (Ziffer 2.1) zur Zahlung fällig. Er ist in-

nerhalb von drei Werktagen auf das Treuhandkonto zu überweisen (der Tag der Gutschrift 

auf dem Treuhandkonto bezogen auf dieses Darlehen der ĂEinzahlungstagñ). Bei Nichtzah-

lung innerhalb von zwei Wochen ab Vertragsschluss ist der Vertrag hinfällig (Ziffer 2.2). 

 

4.2 Mit der Einzahlung auf dem Treuhandkonto hat der Darlehensgeber seine Zahlungs-

verpflichtung gegenüber dem Darlehensnehmer erfüllt. 

 

5. Darlehensauszahlung 
 

5.1 Nach dem Erreichen des Funding-Limits oder dem Ende des Funding-Zeitraums wer-den 

zunächst diejenigen Teil-Darlehensbeträge in einer Tranche vom Zahlungsdienstleister an 

den Darlehensnehmer ausgezahlt, die keinem Widerrufsrecht unterliegen oder die wider-

rufsfrei sind (bei denen ein Widerrufsrecht also nicht ausgeübt wurde und nicht mehr ausge-

übt werden kann). 

 

5.2 18 Tage später werden in einer weiteren Tranche die restlichen Darlehensbeträge 

ausgezahlt, für die zu diesen Zeitpunkten das Widerrufsrecht nicht ausgeübt wurde (der Tag 

dieser Auszahlung bezogen auf dieses Darlehen der ĂAuszahlungstagñ). 

 
5.3 Der Darlehensnehmer ist berechtigt, bereits zuvor auf eigene Kosten zu veranlassen, 

dass der Zahlungsdienstleister Teil-Darlehensbeträge an ihn auszahlt, sobald und soweit 

 
- die Funding-Schwelle überschritten ist und durch Widerrufe nicht wieder unterschrit-

ten werden kann und 

 
- die abgerufenen Teil-Darlehensbeträge keinem Widerrufsrecht unterliegen oder wi-

derrufsfrei sind. 

 
5.4 Falls die Emissionsbezogenen Angaben ausdrücklich vorsehen, dass der Darlehens-

zweck die Deckung der Transaktionskosten dieser Finanzierung umfasst, kann die Vergü-

tung, die der Plattformbetreiber vom Darlehensnehmer für die Abwicklung des Crowdfun-

ding-Prozesses und die Vermittlung der Darlehensverträge erhält, vom Zahlungsdienstleister 

unmittelbar an den Plattformbetreiber ausgezahlt werden bzw. die Vergütung für die Abwick-

lung über den Zahlungsdienstleister direkt von diesem einbehalten werden. Die Höhe dieser 
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Vergütung ergibt sich aus den vergütungsbezogenen Informationen, die der Darlehensgeber 

vom Plattformbetreiber erhält. 

 
6. Reporting 

 

6.1 Dem Darlehensgeber stehen keine Mitwirkungs-, Stimm- oder Weisungsrechte in Bezug 

auf den Darlehensnehmer zu. Der Darlehensnehmer wird den Darlehensgeber wäh-rend der 

Laufzeit des Darlehens ï sofern in der Projektbeschreibung nicht abweichend an-gegeben ï 

regelmªÇig in Einklang mit den jeweils aktuell geltenden ĂReporting Guidelines f¿r 

Crowdfunding-Plattformen im Bundesverband Crowdfunding e.V.ñ (verf¿gbar unter 

http://www.bundesverband-crowdfunding.de/reporting-guidelines-fuer-crowdfunding-

plattformen-im-bundesverband-crowdfunding-e-v/) informieren. Er wird dabei zumindest die 

allgemeinen Anforderungen sowie die speziellen Anforderungen für Unternehmensfinanzie-

rung einhalten. 

 

6.2 Die vorstehend genannten Unterlagen macht der Darlehensnehmer dem Darlehens-

geber über die Plattform in elektronischer Form (PDF) zugänglich. 

 
6.3 Der Darlehensgeber hat die in Ziffer 10.2 geregelte Vertraulichkeitsverpflichtung und die 

in Ziffer 10.3 geregelte Wettbewerbsschutzklausel zur Kenntnis genommen. 

 

7. Laufzeit, Verzinsung; Kündigungsrecht des Darlehensnehmers; Rückzahlung 

des Darlehens 

 

Hinweis: Sämtliche Zahlungen des Darlehensnehmers nach diesem Vertrag werden 

nicht fällig, falls, soweit und solange die Regelung in Ziffer 8 (qualifizierter Rangrück-

tritt einschließlich vorinsolvenzlicher Durchsetzungssperre) eingreift. 
 
7.1 Die Laufzeit des Darlehens ergibt sich aus den Emissionsbezogenen Angaben. In diesen 

ist der R¿ckzahlungstag (ĂRückzahlungstagñ) geregelt. Das Darlehen hat feste Lauf-zeit 

nach Maßgabe dieser Regelung. 

 
Dem Darlehensnehmer steht erstmalig 24 Monate vor Laufzeitende ein ordentliches Kündi-

gungsrecht zu, welches mit Wirkung zum 30.06. oder 31.12. eines Jahres ausgeübt werden 

kann (Ăordentliches Kündigungsrechtñ). Bei Aus¿bung dieses K¿ndigungsrechtes und vor-

fälliger Rückzahlung des Darlehens ist er verpflichtet, dem Darlehensgeber eine pauschalier-

te Vorfälligkeitsentschädigung in Höhe von 50 Prozent der Zinsansprüche zu zahlen, die 

über die restliche Laufzeit des Darlehens angefallen wären. Das Kündigungsrecht muss allen 

Teil-Darlehensgebern gegenüber einheitlich ausgeübt werden. Die Kündigungserklärung 

muss mindestens drei Monate vor dem Tag zugehen, zu dem gekündigt werden soll. Die 

Rückzahlung des jeweils ausstehenden Darlehensbetrags und die geschuldete Vorfällig-

keitsentschädigung sind am Tag der Wirksamkeit der Kündigung fällig. 
 

7.2 Der jeweils ausstehende Darlehensbetrag verzinst sich ab dem Einzahlungstag (Zif-fer 

4.1) bis zum vertraglich vereinbarten Rückzahlungstag oder bis zum Tag der Wirksamkeit 
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einer Kündigung mit dem in den Emissionsbezogenen Angaben genannten Festzinssatz. Die 

Zinsen werden nach näherer Maßgabe der Emissionsbezogenen Angaben nachschüssig 

gezahlt. Die Zinsen werden zeitanteilig nach der Methode act/365 (Englische Methode, ta-

gesgenau) berechnet. Werden fällige Tilgungsleistungen nicht erbracht, wird der gesetzliche 

Verzugszins geschuldet; weitergehende Schadensersatzansprüche bleiben unberührt, eben-

so die Regelung in Ziffer 8. Im Fall der Rückabwicklung aufgrund Scheiterns des Fundings 

schuldet der Darlehensnehmer keine Verzinsung (Ziffer 3.3). Generell gilt: Die Darlehensge-

ber sind weder an Verlusten des Darlehensnehmers aus dessen unternehmerischer Tätigkeit 

beteiligt noch besteht eine Nachschusspflicht. 

 

7.3 Abgeltungsteuer und sonstige Quellensteuern wird der Darlehensnehmer einbehalten 

und an das zuständige Finanzamt abführen, falls er hierzu gesetzlich verpflichtet ist. 

 
7.4 Dem Darlehensgeber ist bekannt, dass der Darlehensnehmer den Plattformbetreiber als 

Dienstleister in die Abwicklung der Zins- und Tilgungszahlungen eingebunden hat. Zur 

Vermeidung überflüssigen Aufwands bei der Zahlungsabwicklung wird der Darlehensgeber 

daher davon absehen, diese Forderungen selbst gegenüber dem Darlehensnehmer 
 
geltend zu machen oder mit diesem direkten Kontakt zum Zweck der Eintreibung von For-

derungen aufzunehmen, solange diese Einbindung besteht und die geschuldeten Zahlungen 

vertragsgemäß geleistet werden (einschließlich der Rückzahlung). Kommt der Darlehensge-

ber dem nicht nach, hat der Darlehensnehmer einen Anspruch auf angemessene Vergütung 

des entstehenden Mehraufwands. 

 

8. Qualifizierter  Rangrücktritt  einschließlich  vorinsolvenzlicher  Durchsetzungs- 
 
sperre 
 

Zur Vermeidung einer insolvenzrechtlichen Überschuldung des Darlehensnehmers im 

Sinne von § 19 Abs. 2 Insolvenzordnung sowie für den Fall der Durchführung eines 

Liquidationsverfahrens vereinbaren der Darlehensgeber und der Darlehensnehmer 

hiermit gemäß § 39 Abs. 2 Insolvenzordnung hinsichtlich sämtlicher gegenwärtiger 

und zukünftiger Ansprüche des Darlehensgebers aus diesem Vertrag ï einschließlich 

Verzinsung und Ansprüchen infolge einer etwaigen Kündigung ï (ĂNachrangforderun-

genñ) einen Nachrang in der Weise, dass die Anspr¿che erst nach sªmtlichen in Ä 39 

Abs. 1 Nr. 1 bis 5 Insolvenzordnung bezeichneten Ansprüchen und Forderungen aller 

bestehenden und zukünftigen Gläubiger des Darlehensnehmers zu befriedigen sind. 
 
Alle Teil-Darlehen sind untereinander gleichrangig. 

 

Die Nachrangforderungen des Darlehensgebers können nur aus künftigen Jahres-

überschüssen, einem etwaigen Liquidationsüberschuss oder aus sonstigem freien 

Vermögen, das nach Befriedigung aller anderen Gläubiger des Darlehensnehmers 

verbleibt, beglichen werden. 
 
Der Darlehensgeber verpflichtet sich, seine Nachrangforderungen solange und soweit 

nicht geltend zu machen, wie die Befriedigung dieser Forderungen einen bindenden 
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Grund für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Darlehens-

nehmers herbeiführen würde, also zu einer Zahlungsunfähigkeit des Darlehensneh-

mers im Sinne von § 17 Insolvenzordnung oder einer Überschuldung des Darlehens-

nehmers im Sinne von § 19 Insolvenzordnung (in ihrer im jeweiligen Zeitpunkt gelten-

den Fassung) führen würde. 

 

9. Außerordentliches Kündigungsrecht 
 

9.1 Der Darlehensgeber kann den Darlehensvertrag nur aus wichtigem Grund vorzeitig 

kündigen und in voller Höhe mit sofortiger Wirkung zur R¿ckzahlung fªllig stellen (Ăaußeror-

dentliches Kündigungsrechtñ). 

 
Dem Darlehensgeber ist bewusst, dass etwaige Rückzahlungs-, Schadensersatz- und sons-

tige Ansprüche, die infolge einer außerordentlichen Kündigung entstehen können, dem quali-

fizierten Rangrücktritt nach Ziffer 8 unterliegen und er sie daher unter den dort geregelten 

Bedingungen nicht geltend machen kann. 

 

9.2 Ein wichtiger Grund, der den Darlehensgeber (unabhängig vom Verhalten anderer 

Darlehensgeber) zu jedem Zeitpunkt während der Darlehenslaufzeit zur außerordentlichen 

Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn 

 
a. der Darlehensnehmer unzutreffende Angaben zu Umständen macht bzw. gemacht 

hat, die für die Eingehung und Durchführung des Vertragsverhältnisses und für seine 

Kapitaldienstfähigkeit wesentlich sind; 

 
b. der Darlehensnehmer den Darlehensbetrag zweckwidrig verwendet oder seinen 

Geschäftsbetrieb aufgibt; oder 

 
c. der Darlehensnehmer seinen unter Ziffer 6 genannten Reporting-Pflichten nicht ver-

tragsgemäß und pünktlich nachkommt, wobei eine Kündigung frühestens nach Ablauf 

von zwei Wochen nach schriftlicher Abmahnung zulässig ist und die Abmahnung frü-

hestens nach einem Kulanzzeitraum von weiteren zwei Wochen ab dem vereinbarten 

Reporting-Datum ausgesprochen werden darf. 

 

Das gesetzliche Recht zur Kündigung aus einem sonstigen wichtigen Grund bleibt unberührt. 

 

9.3 Der Darlehensgeber kann im Fall einer außerordentlichen Kündigung (vorbehaltlich des 

Eingreifens der Rangrücktrittsklausel) den Schaden geltend machen, der ihm durch die 

vorzeitige Rückzahlung entsteht. 

 
9.4 Ein wichtiger Grund, der den Darlehensnehmer zur außerordentlichen Kündigung 

berechtigt, liegt insbesondere bei einem schuldhaften Verstoß des Darlehensgebers gegen 

die Regelungen der Ziffern 10.2 (Vertraulichkeit) und 10.3 (Wettbewerbsschutz) vor. 
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10. Übertragbarkeit; Vertraulichkeit; Wettbewerbsschutz; sonstige Vereinbarungen 
 

10.1 Die gesamte Rechtsstellung als Darlehensgeber aus diesem Vertrag kann nach dem 

Ende des Funding-Zeitraums (wie in den Emissionsbezogenen Angaben geregelt) jederzeit 

vererbt oder hinsichtlich des gesamten Darlehensbetrags oder eines Teilbetrags an Dritte 

verkauft und im Wege der Vertragsübernahme abgetreten werden. Der Darlehensgeber 

verpflichtet sich, nicht an die in Ziffer 10.3 genannten Personen zu verkaufen. 

 

Sofern der Plattformbetreiber im Auftrag des Darlehensnehmers für diese Zwecke einen 

Marktplatz zur Verfügung stellt (worüber der Darlehensnehmer den Darlehensgeber durch 

gesonderte Mitteilung in Kenntnis setzen wird, die ĂZweitmarkt-Listing-Mitteilungñ), ist eine 

solche Vertragsübernahme nur über diesen Marktplatz und nur im Rahmen der dafür gelten-

den Nutzungsbedingungen zulässig. 

 

Soweit der Plattformbetreiber keinen Marktplatz zur Verfügung stellt, gilt für eine Vertrags-

übernahme, dass diese dem Darlehensnehmer durch den alten und den neuen Darlehens-

geber innerhalb von zwei Wochen durch eingeschriebenen Brief anzuzeigen ist (ĂÜbertra-

gungsanzeigeñ). Dabei sind bei Privatpersonen der Name, die Anschrift, die E-Mail-Adresse, 

das Geburtsdatum und die Bankverbindung des neuen Darlehensgebers anzuge-ben. Bei 

Unternehmen, Genossenschaften und Vereinen sind deren Firma bzw. Name, Sitz und 

(Geschäfts-)Adresse, der Ort des zuständigen Registergerichts, die Registernummer, E-Mail-

Adresse und Bankverbindung sowie die vertretungsberechtigten Personen (mit Vor- und 

Nachname, Geburtstag, Wohnort und Art der Vertretungsberechtigung) anzugeben. Die 

Übertragung wird mit Zugang der Übertragungsanzeige beim Darlehensnehmer unter der 

Voraussetzung wirksam, dass der neue Darlehensgeber insgesamt in die Rechtsstellung aus 

diesem Vertrag eintritt. Die hierzu erforderliche Zustimmung (§ 415 BGB) erteilt der Darle-

hensnehmer hiermit ï unter der Voraussetzung, dass die vorgenannten Anforderungen ge-

wahrt sind ï bereits im Voraus. Die neue Adresse und die neue Bankverbindung gelten zu-

gleich als autorisierte Adresse und autorisiertes Konto im Sinne dieses Vertrages. 
 

10.2 Die Parteien verpflichten sich, den Inhalt dieses Vertrages und alle Unterlagen 

und Informationen, die einer Partei (Ăverpflichtete Parteiñ) von der jeweils anderen 

Partei (Ăberechtigte Parteiñ) zugªnglich gemacht werden (Ăvertrauliche Informatio-

nenñ), vertraulich zu behandeln und ohne vorherige schriftliche Zustimmung der be-

rechtigten Partei keinem Dritten zugänglich zu machen. 
 
Zu den vertraulichen Informationen gehören nicht Informationen, die zum Zeitpunkt 

der Offenbarung nachweislich a) in der Öffentlichkeit allgemein bekannt oder veröf-

fentlicht sind, oder b) sich bereits rechtmäßig im Besitz der verpflichteten Partei be-

finden oder durch diese rechtmäßig von einem zur Weitergabe befugten Dritten er-

worben wurden, oder c) zum allgemeinen Fachwissen oder Stand der Technik gehö-

ren. Zu den vertraulichen Informationen gehören nicht mehr Informationen, die nach 

dem Zeitpunkt der Offenbarung nachweislich a) ohne Verschulden der verpflichteten 

Partei öffentlich bekannt werden, oder b) durch die verpflichtete Partei rechtmäßig von 
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einem zur Weitergabe befugten Dritten erworben werden, oder c) durch die verpflichte-

te Partei selbständig und unabhängig von den vertraulichen Informationen erkannt 

oder entwickelt werden, oder d) durch die berechtigte Partei schriftlich der Öffentlich-

keit bekannt gegeben werden. 
 
Die verpflichtete Partei ist berechtigt, vertrauliche Informationen den Mitgliedern ihrer 

Geschäftsleitung und Aufsichtsorgane, Mitarbeitern und beruflichen Verschwiegen-

heitspflichten unterliegenden Beratern (nachfolgend zusammen als ĂBeauftragteñ be-

zeichnet) zugänglich zu machen, soweit diese mit der Durchführung dieses Vertrages 

befasst sind und die vertraulichen Informationen vernünftigerweise benötigen. Die 

verpflichtete Partei steht dafür ein, dass alle ihre Beauftragten die in dieser Vereinba-

rung enthaltenen Regelungen beachten werden. 
 

Die vorstehenden Regelungen gelten nicht, soweit die verpflichtete Partei oder ihre 

Beauftragten aufgrund zwingenden Rechts oder der vollziehbaren Entscheidung eines 

Gerichts oder einer Behörde zur Offenlegung von Informationen verpflichtet sind. In 

diesem Fall wird die verpflichtete Partei die berechtigte Partei hierüber unverzüglich 

informieren und in Abstimmung mit dieser alle notwendigen und rechtlich zulässigen 

Maßnahmen ergreifen, um die Offenlegung zu vermeiden oder eine möglichst vertrau-

liche Behandlung sicherzustellen. Die Verpflichtungen aus dieser Ziffer 10.2 enden mit 

Ablauf von zwei (2) Jahren nach dem Ende der Laufzeit dieses Vertrages. 
 

10.3 Der Darlehensgeber erklärt, dass er nicht in Wettbewerb zum Darlehensnehmer 

steht. Insbesondere hält er selbst, ein mit ihm verbundenes Unternehmen (§§ 15 ff. 

AktG) oder eine ihm nahestehende Person (§ 138 InsO) keine Beteiligung im Umfang 

von über 5 % an einem Wettbewerber des Darlehensnehmers und ist kein Mitarbeiter, 

Organmitglied oder Berater eines Wettbewerbers des Darlehensnehmers. 
 
10.4 Alle Mitteilungen des Darlehensnehmers, die die Durchführung dieses Vertrages 

betreffen, erfolgen, soweit nicht an der jeweiligen Stelle anderweitig geregelt, durch Brief, 

Fax oder, soweit der Darlehensgeber eine E-Mail-Adresse angegeben hat, durch E-Mail an 

den Darlehensgeber unter der autorisierten Adresse (Ziffer 2.1). Dies gilt nicht, falls zwin-

gende gesetzliche Vorschriften dem entgegenstehen oder der Darlehensgeber dem Darle-

hensnehmer durch eingeschriebenen Brief eine abweichende Adresse mitgeteilt hat. Ent-

sprechendes gilt in Bezug auf Zahlungen des Darlehensnehmers; diese werden mit schuld-

befreiender Wirkung auf das im Zeichnungsschein genannte Konto (Ăautorisiertes Kontoñ) 

geleistet. Alternativ kann mit Einverständnis des Darlehensnehmers auf der Plattform eine 

Schnittstelle eingerichtet werden, über die der Darlehensgeber dem Darlehensnehmer 

Adress- und Kontoänderungen mitteilen kann. 

 

10.5 Der Darlehensnehmer hat die Kosten dieses Darlehensvertrages und seiner Durch-

führung zu tragen. 

 

 



 Seite 12 
 

10.6 Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schrift-

form. Dies gilt auch für den Verzicht auf das Schriftformerfordernis. Dieser Vertrag enthält 

sämtliche zwischen dem Darlehensgeber und dem Darlehensnehmer über das Darlehen 

getroffenen Vereinbarungen in mündlicher oder schriftlicher Form. 
 
10.7 Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Vertragsspra-che 

und maßgebliche Sprache für die Kommunikation zwischen Darlehensgeber und Darle-

hensnehmer ist Deutsch. 

 
10.8 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird 

dadurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. Die Parteien sind ver-

pflichtet, die unwirksame Bestimmung durch diejenige gesetzlich zulässige Bestimmung zu 

ersetzen, die dem wirtschaftlichen Ziel der unwirksamen Bestimmung in gesetzlich zulässi-

ger Weise am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, wenn sich bei Durchführung des Ver-

trages eine ergänzungsbedürftige Lücke ergeben sollte. 

 
 

 

* * * 
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Anlage 1 zu den Darlehensbedingungen ï Risikohinweise 
 
 
 

 

Risikohinweise 

 

Bei dem vorliegenden Angebot handelt es sich um ein Angebot von Nachrangdarlehen mit  
qualifiziertem Rangrücktritt und vorinsolvenzlicher Durchsetzungssperre der 

Weelectrify.Africa UG, München. Die Nachrangdarlehen sind langfristige, schuldrechtliche 

Verträge, die mit wirtschaftlichen, rechtlichen und steuerlichen Risiken verbunden sind. Der 

Anleger sollte daher die nachfolgende Risikobelehrung aufmerksam lesen und bei seiner 

Entscheidung entsprechend berücksichtigen. Insbesondere sollte die Vermögensanlage des 

Anlegers seinen wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechen und seine Investition in die Ver-

mögensanlage sollte nur einen geringen Teil seines Gesamtvermögens ausmachen. 
 

Im Folgenden werden bestimmte rechtliche und tatsächliche Risiken im Zusammenhang mit 

der angebotenen Vermögensanlage dargestellt, die für die Bewertung der Vermögensanlage 

von wesentlicher Bedeutung sind. Weiterhin werden Risikofaktoren dargestellt, die die Fä-

higkeit des Darlehensnehmers beeinträchtigen könnten, die erwarteten Ergebnisse zu erwirt-

schaften. 
 

Nachfolgend können nicht sämtliche mit der Anlage verbundenen Risiken ausgeführt wer-

den. Auch die nachstehend genannten Risiken können hier nicht abschließend erläutert wer-

den. Die Reihenfolge der aufgeführten Risiken lässt keine Rückschlüsse auf mögliche Ein-

trittswahrscheinlichkeiten oder das Ausmaß einer potenziellen Beeinträchtigung zu. 

 
 

 

1. Allgemeine Risiken und Risiken aus der Ausgestaltung der Nachrangdarlehen 

 

a. Maximales Risiko ï Totalverlustrisiko 

 

Es besteht das Risiko des Totalverlusts des Anlagebetrags und der Zinsansprüche. Der Ein-

tritt einzelner oder das Zusammenwirken verschiedener Risiken kann erhebliche nachteilige 

Auswirkungen auf die erwarteten Ergebnisse des Darlehensnehmers haben, die bis zu des-

sen Insolvenz führen könnten. 
 

Individuell können dem Anleger zusätzliche Vermögensnachteile entstehen. Dies kann z.B. 

der Fall sein, wenn der Anleger den Erwerb der Vermögensanlage durch ein Darlehen 

fremdfinanziert, wenn er trotz des bestehenden Verlustrisikos Zins- und Rückzahlungen aus 

der Vermögensanlage fest zur Deckung anderer Verpflichtungen einplant oder aufgrund von 

Kosten für Steuernachzahlungen. Solche zusätzliche Vermögensnachteile können im 

schlechtesten Fall bis hin zur Privatinsolvenz des Anlegers führen. Daher sollte der Anleger 

alle Risiken unter Berücksichtigung seiner persönlichen Verhältnisse prüfen und gegebenen-

falls individuellen fachlichen Rat einholen. Von einer Fremdfinanzierung der Vermögensan-

lage (z.B. durch einen Bankkredit) wird ausdrücklich abgeraten. 
 

Die Vermögensanlage ist nur als Beimischung in ein Anlageportfolio geeignet. Die Darle-

hensvergabe ist nur für Anleger geeignet, die einen entstehenden Verlust bis zum Totalver-

lust ihrer Kapitalanlage hinnehmen könnten. Eine gesetzliche oder anderweitige Einlagensi-

cherung besteht nicht. Das Darlehen ist nicht zur Altersvorsorge geeignet. Das Risiko einer 
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Anlage 1 zu den Darlehensbedingungen ï Risikohinweise 
 

 

Nachschusspflicht oder einer sonstigen Haftung, die über den Betrag des eingesetzten Dar-

lehenskapitals hinausgeht, besteht dagegen nicht. 
 
b. Nachrangrisiko und unternehmerischer Charakter der Finanzierung 

 

Es handelt sich bei diesem qualifiziert nachrangigen Darlehen um eine unternehmeri-

sche Finanzierung mit einem entsprechenden unternehmerischen Verlustrisiko (ei-

genkapitalähnliche Haftungsfunktion). Der Anleger erhält aber keine gesellschafts-

rechtlichen Mitwirkungs- und Kontrollrechte und hat damit nicht die Möglichkeit, auf 

die Realisierung des unternehmerischen Risikos einzuwirken (insbesondere hat er 

nicht die Möglichkeit, verlustbringende Geschäftstätigkeiten zu beenden, ehe das ein-

gebrachte Kapital verbraucht ist). Mit dieser vertraglichen Gestaltung werden aus Sicht 

des Anlegers die Nachteile des Fremdkapitals (insbesondere keine Gewinn- und Vermö-

gensbeteiligung des Anlegers, kein Einfluss des Anlegers auf die Unternehmensführung des 

Darlehensnehmers und keine sonstigen Mitwirkungs- und Informationsrechte des Anlegers) 

mit den Nachteilen des Eigenkapitals (Beteiligung des Anlegers am unternehmerischen Risi-

ko, keine Insolvenzantragspflicht des Darlehensnehmers bei fehlender Möglichkeit der Rück-

zahlung) verbunden. Für den Anleger bedeutet dies, dass das von ihm übernommene Risiko 

in gewisser Hinsicht sogar über das unternehmerische Risiko eines Gesellschafters hinaus-

gehen kann. 
 

Bei dem Nachrangdarlehensvertrag handelt es sich um ein Darlehen mit einem sogenannten 

qualifizierten Rangrücktritt und vorinsolvenzlicher Durchsetzungssperre (siehe näher Zif-

fer 8 der Allgemeinen Darlehensbedingungen). Dies bedeutet: Sämtliche Ansprüche des  
Anlegers aus dem Nachrangdarlehensvertrag ï insbesondere die Ansprüche auf 

Rückzahlung des Darlehensbetrags und auf Zahlung der Zinsen ï (ĂNachrangforde-

rungenñ) kºnnen gegen¿ber dem Darlehensnehmer nicht geltend gemacht werden, 

wenn dies für den Darlehensnehmer einen bindenden Grund für die Eröffnung eines 

Insolvenzverfahrens, d.h. Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, herbeiführen 

würde oder wenn in diesem Zeitpunkt bereits ein solcher Insolvenzgrund vorliegt (vo-

rinsolvenzliche Durchsetzungssperre). Dies bedeutet, dass die Ansprüche aus dem 

Nachrangdarlehen bereits dann nicht mehr durchsetzbar sind, wenn der Darlehensnehmer 

zum Zeitpunkt des Zahlungsverlangens zahlungsunfähig oder überschuldet ist oder dies 

durch die Zahlung zu werden droht. Die Ansprüche des Anlegers wären dann dauerhaft in 

ihrer Durchsetzung gesperrt, solange und soweit die Krise des Darlehensnehmers nicht be-

hoben wird. Dies kann dazu führen, dass die Ansprüche des Anlegers bereits außerhalb ei-

nes Insolvenzverfahrens dauerhaft nicht durchsetzbar sind. 
 

Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Darlehensnehmer nicht in der Lage ist, seine fälligen 

Zahlungspflichten zu erfüllen (§ 17 Abs. 2 Insolvenzordnung). Überschuldung liegt vor, wenn 

das Vermögen des Darlehensnehmers dessen bestehende Verbindlichkeiten nicht mehr 

deckt, es sei denn, die Fortführung des Unternehmens des Darlehensnehmers ist nach den 

Umständen überwiegend wahrscheinlich (§ 19 Abs. 2 Insolvenzordnung). Diese gesetzlichen 

Vorschriften können sich mit Wirkung für die Zukunft verändern. Damit würden sich auch die 

Voraussetzungen verändern, unter denen die vorinsolvenzliche Durchsetzungssperre ein-

greift. 
 

Der qualifizierte Rangrücktritt einschließlich vorinsolvenzlicher Durchsetzungssperre könnte 

sich wie folgt auswirken: Der Darlehensnehmer würde die Zins- und Tilgungszahlung bei 

Eingreifen der vorinsolvenzlichen Durchsetzungssperre so lange aussetzen müssen, wie er 
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dazu verpflichtet ist. Der Anleger dürfte seine Forderungen bei Fälligkeit nicht einfordern. Der 

Anleger müsste eine Zins- oder Tilgungszahlung, die er trotz des qualifizierten Nachrangs zu 

Unrecht erhalten hat, auf Anforderung an den Darlehensnehmer zurückzahlen. Es besteht 

auch die Möglichkeit, dass der Anleger die Zinszahlungen ebenso wie die Tilgungszahlun-

gen im Ergebnis aufgrund des Nachrangs nicht oder nicht rechtzeitig erhält. Zudem könnte 

es sein, dass der Anleger für bereits gezahlte Zinsen Steuern entrichten muss, obwohl er zur 

Rückzahlung der erhaltenen Beträge verpflichtet ist. 
 

Die Nachrangforderungen des Anlegers treten außerdem im Falle der Durchführung eines 

Liquidationsverfahrens und im Falle der Insolvenz des Darlehensnehmers im Rang gegen-

über den folgenden Forderungen zurück: Der qualifizierte Rangrücktritt besteht gegenüber 

sämtlichen gegenwärtigen und künftigen Forderungen aller nicht nachrangigen Gläubiger 

des Darlehensnehmers sowie gegenüber sämtlichen in § 39 Abs. 1 Insolvenzordnung be-

zeichneten nachrangigen Forderungen. Der Anleger wird daher mit seinen Forderungen erst 

nach vollständiger und endgültiger Befriedigung sämtlicher anderer Gläubiger des Darle-

hensnehmers berücksichtigt. 
 

c. Fehlende Besicherung der Darlehen 

 

Da das Darlehen unbesichert ist, könnte der Anleger weder seine Forderung auf Rückzah-

lung des eingesetzten Kapitals noch seine Zinszahlungsansprüche aus Sicherheiten befrie-

digen, falls er vom Darlehensnehmer keine Zahlungen erhält. Insbesondere im Insolvenzfall 

könnte dies dazu führen, dass die Ansprüche des Anlegers nicht oder nur zu einem geringe-

ren Teil befriedigt werden können. Dies könnte dazu führen, dass es zum teilweisen oder 

vollständigen Verlust des investierten Kapitals kommt. 
 

d. Endfälligkeit der Tilgung und Zinszahlung 

 

Die Tilgung des Darlehenskapitals der Anleger sowie die Zinszahlung sollen insgesamt am 

Ende der Laufzeit erfolgen (Endfälligkeit zum 30.06.2023). Sollte der Darlehensnehmer bis 

dahin das für die Tilgung sowie die Zinszahlung erforderliche Kapital nicht aus seiner laufen-

den Geschäftstätigkeit erwirtschaften können und/oder keine dann erforderliche Anschlussfi-

nanzierung erhalten, besteht das Risiko, dass die endfällige Tilgung sowie die endfällige 

Zinszahlung nicht oder nicht zum geplanten Zeitpunkt erfolgen können. 
 

e. Veräußerlichkeit (Fungibilität), Verfügbarkeit des investierten Kapitals, langfris-

tige Bindung 
 
Die Darlehensverträge sind mit einer festen Vertragslaufzeit versehen. Eine vorzeitige or-

dentliche Kündigung durch den Anleger ist nicht vorgesehen. 
 

Nachrangdarlehen sind keine Wertpapiere und auch nicht mit diesen vergleichbar. Derzeit 

existiert kein liquider Zweitmarkt für die abgeschlossenen Darlehensverträge. Eine Veräuße-

rung des Darlehens durch den Anleger ist zwar grundsätzlich rechtlich möglich. Die Möglich-

keit zum Verkauf ist jedoch aufgrund der geringen Marktgröße und Handelsvolumina nicht 

sichergestellt. Es ist auch möglich, dass eine Abtretung nicht zum Nennwert der Forderung 

erfolgen kann. Es könnte also sein, dass bei einem Veräußerungswunsch kein Käufer ge-

funden wird oder der Verkauf nur zu einem geringeren Preis als gewünscht erfolgen kann. 

Das investierte Kapital kann daher bis zum Ablauf der Vertragslaufzeit gebunden sein. 
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f. Mögliche Verlängerung der Kapitalbindung 

 

Da es sich um ein nachrangiges Darlehen handelt, darf das Darlehen nur zurückgezahlt 

werden, wenn dies bei dem Darlehensnehmer nicht zur Zahlungsunfähigkeit und/oder Über-

schuldung führen würde. Wäre dies der Fall, verlängerte sich die Laufzeit des Darlehens 

automatisch bis zu dem Zeitpunkt, zu dem dieser Zustand nicht mehr bestünde oder aber bis 

zur Insolvenz oder Liquidation des Darlehensnehmers. Die Anlage ist damit für Anleger nicht 

empfehlenswert, die darauf angewiesen sind, exakt zum geplanten Laufzeitende ihr Geld 

zurück zu erhalten. Würde die wirtschaftliche Schieflage des Darlehensnehmers nicht beho-

ben, könnte es zum Teil- oder Totalverlust des investierten Vermögens und der Zinsansprü-

che kommen. 
 
 

 

2. Risiken auf Ebene des Darlehensnehmers 

 

a. Geschäftsrisiko des Darlehensnehmers 

 

Es handelt sich um eine unternehmerische Finanzierung. Der Anleger trägt das Risiko einer 

nachteiligen Geschäftsentwicklung des Darlehensnehmers. Es besteht das Risiko, dass dem 

Darlehensnehmer in Zukunft nicht die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen, um die 

Zinsforderungen zu erfüllen und die Darlehensvaluta zurückzuzahlen. Weder der wirtschaftli-

che Erfolg der zukünftigen Geschäftstätigkeit des Darlehensnehmers noch der Erfolg des 

vom Darlehensnehmer verfolgten Vorhabens können mit Sicherheit vorhergesehen werden. 

Der Darlehensnehmer kann Höhe und Zeitpunkt von Zuflüssen weder zusichern noch garan-

tieren. 
 

b. Ausfallrisiko des Darlehensnehmers (Emittentenrisiko) 
 

Der Darlehensnehmer kann zahlungsunfähig werden oder in Überschuldung geraten. Dies 

kann insbesondere der Fall sein, wenn der Darlehensnehmer geringere Einnahmen und/oder 

höhere Ausgaben als erwartet zu verzeichnen hat oder wenn er eine etwaig erforderliche 

Anschlussfinanzierung nicht einwerben kann. Die Insolvenz des Darlehensnehmers kann 

zum Verlust des Investments des Anlegers und der Zinsen führen, da der Darlehensnehmer 

keinem Einlagensicherungssystem angehört. 
 

c. Frühe Unternehmensphase 

 

Bei dem Darlehensnehmer handelt es sich um ein Unternehmen in einer frühen Unterneh-

mensphase[, das derzeit keinen positiven operativen Cash-Flow erwirtschaftet (d.h. der Ab-

fluss liquider Mittel durch die Geschäftstätigkeit übersteigt derzeit den Zufluss liquider Mit-

tel)]. Die Finanzierung eines solchen jungen Unternehmens ist mit spezifischen Risiken ver-

bunden. Setzt sich eine Geschäftsidee am Markt nicht durch oder kann der geplante Ge-

schäftsaufbau nicht wie erhofft umgesetzt werden, besteht für Investoren ein Totalverlustrisi-

ko. Der Unternehmenserfolg hängt von verschiedensten Faktoren wie z.B. dem Team, be-

stimmten Schlüsselpersonen, Fachkräften und Beratern, dem Marktumfeld, Lieferantenbe-

ziehungen, technologischen Entwicklungen, Schutzrechten, gesetzlichen Rahmenbedingun-

gen, Wettbewerbern und weiteren Faktoren ab. Für Investoren, die in ein Frühphasenunter-

nehmen investieren, ist es wesentlich wahrscheinlicher, dass sie ihr investiertes Kapital ver-

lieren, als dass sie eine Rendite auf das eingesetzte Kapital erzielen. 
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d. Risiken aus der Geschäftstätigkeit und der Umsetzung des vom Darlehens-

nehmer verfolgten Vorhabens 
 
Verschiedene Risikofaktoren können die Fähigkeit des Darlehensnehmers beeinträchtigen, 

seinen Verpflichtungen aus dem Darlehensvertrag nachzukommen. Dies sind zum einen 

Risiken aus der Umsetzung des vom Darlehensnehmer verfolgten Vorhabens. Der Darle-

hensnehmer möchte Windfarmen vorzugsweise in den Ländern Tunesien, Algerien, Marok-

ko, Mauretanien und Senegal aufbauen und die dafür erforderlichen Bau- und Betriebsge-

nehmigungen erhalten. Ferner möchte er Stromdirektlieferverträge mit energieintensiven 

Industrien der vorbenannten Länder verhandeln und abschließen. Im Vorfeld möchte der 

Darlehensnehmer Vorverhandlungen mit den jeweiligen Standorten führen, Gutachten erstel-

len lassen, Förderanträge für Entwicklungsbanken ausarbeiten sowie Umweltverträglich-

keitsgutachten erstellen lassen. Die Umsetzung des Vorhabens könnte komplexer sein als 

erwartet. Es könnten unerwartete und/oder höhere Umsetzungsrisiken auftreten und/oder 

Geschäftsprozesse mit mehr Aufwand und Kosten verbunden sein als erwartet. Es könnten 

Planungsfehler zutage treten oder Vertragspartner des Darlehensnehmers mangelhafte Leis-

tungen erbringen. Erforderliche Genehmigungen könnten nicht erteilt werden. Es könnte zu 

Verzögerungen im geplanten Ablauf und/oder zu Problemen bei der Erzielung von Einnah-

men in der geplanten Höhe oder zum geplanten Zeitpunkt kommen. Rechtliche Anforderun-

gen könnten sich verändern und dadurch Änderungen oder zusätzliche Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit der Umsetzung des Vorhabens erforderlich werden, was zu Mehrkosten 

und/oder zeitlichen Verzögerungen führen könnte. Insbesondere könnten sich der Aufbau 

und der Betrieb der Windkraftanlagen in den Zielländern sowie der Abschluss von Stromlie-

ferverträgen als komplexer als erwartet herausstellen. 
 

Zum anderen ist die allgemeine Geschäftstätigkeit des Darlehensnehmers mit Risiken ver-

bunden, wie marktbezogene Risiken (z. B. Nachfrage- und Absatzrückgang; Zahlungs-

schwierigkeiten oder Insolvenzen von Kunden; Kostenerhöhungen und Kapazitätsengpässe 

auf Beschaffungsseite; politische Veränderungen insbesondere auch in den oben genannten 

Zielländern; Zins- und Inflationsentwicklungen; Länder- und Wechselkursrisiken; Verände-

rungen der rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen der Tätigkeit des Darlehens-

nehmers) und unternehmensbezogene Risiken (z.B. Qualitätsrisiken; Finanzierungs- und 

Zinsänderungsrisiken; Risiken aus Marken und Schutzrechten; Abhängigkeit von Partnerun-

ternehmen und qualifiziertem Personal; Risiken aus Rechtsstreitigkeiten, unzureichendem 

Versicherungsschutz, aus der Gesellschafter- und/oder Konzernstruktur, aus der internen 

Organisation, aus Vermögensbewertungen und Steuernachforderungen). Insbesondere 

könnten sich Kriege oder politische Zerwürfnisse in den afrikanischen Zielländern, eine Ab-

schottung dieser, Protektionismus allgemein oder eine Aufweichung der Klimaziele der UN 

Klimakonferenz negativ auf die Geschäftstätigkeit des Darlehensnehmers auswirken. 
 

Diese und/oder weitere Risiken könnten sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Darlehensnehmers auswirken. Dem Darlehensnehmer könnten infolgedessen 

in Zukunft nicht die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen, um die Zinsforderungen der 

Anleger zu erfüllen und das eingesetzte Darlehenskapital zurückzuzahlen. 
 

e. Kapitalstrukturrisiko 

 

[Der Darlehensnehmer finanziert sich in hohem Umfang durch Fremdkapital. Er ist insofern 

anfälliger für Zinsänderungen, Erlösschwankungen oder ansteigende Betriebsausgaben als 

Unternehmen, die nicht oder nur in geringem Ausmaß mit Fremdkapital finanziert sind.] 
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Anlage 1 zu den Darlehensbedingungen ï Risikohinweise 
 

 

Der Darlehensnehmer wird möglicherweise zusätzliche Fremdkapitalfinanzierungen in An-

spruch nehmen und dadurch Verpflichtungen eingehen, die (unabhängig von seiner Einnah-

mesituation) gegenüber den Forderungen der Anleger (Nachrang-Darlehensgeber) vorrangig 

zu bedienen sind. 
 

f. Schlüsselpersonenrisiko 

 

Durch den Verlust von Kompetenzträgern des Darlehensnehmers besteht das Risiko, dass 

Fachwissen nicht mehr zur Verfügung steht und somit ein qualifizierter Geschäftsaufbau und 

ein qualifiziertes Risikomanagement nicht mehr in vollem Umfang gewährleistet werden 

kann. Der Verlust solcher unternehmenstragenden Personen könnte einen nachteiligen Ef-

fekt auf die wirtschaftliche Entwicklung des Darlehensnehmers haben. Dadurch könnte sich 

die Höhe der Zins- und/oder Tilgungszahlungen an die Anleger reduzieren oder diese könn-

ten ausfallen. 
 

g. Prognoserisiko 

 

Die Prognosen hinsichtlich der Kosten für die Umsetzung des Vorhabens, der erzielbaren 

Erträge und weiterer Aspekte könnten sich als unzutreffend erweisen. 
 

Bisherige Markt- oder Geschäftsentwicklungen sind keine Grundlage oder Indikator für zu-

künftige Entwicklungen. 

 
 

 

3. Risiken auf Ebene des Anlegers 

 

a. Fremdfinanzierungsrisiko 

 

Dem Anleger können im Einzelfall in Abhängigkeit von den individuellen Umständen weitere 

Vermögensnachteile entstehen, z.B. aufgrund von Steuernachzahlungen. Wenn der Anleger 

die Darlehenssumme fremdfinanziert, indem er etwa einen privaten Kredit bei einer Bank 

aufnimmt, kann es über den Verlust des investierten Kapitals hinaus zur Gefährdung des 

weiteren Vermögens des Anlegers kommen. Das maximale Risiko des Anlegers besteht in 

diesem Fall in einer Überschuldung, die im schlechtesten Fall bis zur Privatinsolvenz des 

Anlegers führen kann. Dies kann der Fall sein, wenn bei geringen oder keinen Rückflüssen 

aus der Vermögensanlage der Anleger finanziell nicht in der Lage ist, die Zins- und Til-

gungsbelastung aus seiner Fremdfinanzierung zu bedienen. Der Darlehensnehmer rät daher 

von einer Fremdfinanzierung des Darlehensbetrages ab. 
 

b. Risiko der Änderung der rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen 
 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Nachrangdarlehen von künftigen Steuer-, 

Gesellschafts- oder anderen Rechtsänderungen derart betroffen sind, dass auf die Zinszah-

lungen ein entsprechender Abschlag vorgenommen werden muss und somit die erwarteten 

Ergebnisse für den Anleger nicht (mehr) erzielt werden können. Ferner besteht das Risiko, 

dass der Erwerb, die Veräußerung oder die Rückzahlung der Nachrangdarlehen besteuert 

wird, was für den Anleger zusätzliche Kosten zur Folge hätte. Diese Kosten wären auch im 

Falle des Totalverlusts des Anlagebetrags durch den Anleger zu tragen. Die Übernahme 

dieser Kosten kann zu einer Privatinsolvenz des Anlegers führen. 

 



 Seite 19 
 

Anlage 1 zu den Darlehensbedingungen ï Risikohinweise 
 

 

c. Hinweis zu Risikostreuung und Vermeidung von Risikokonzentration 

 

Die Investition in den Nachrang-Darlehensvertrag sollte aufgrund der Risikostruktur nur als 

ein Baustein eines diversifizierten (risikogemischten) Anlageportfolios betrachtet werden. 

Grundsätzlich gilt: Je höher die Rendite oder der Ertrag, desto größer das Risiko eines Ver-

lusts. Durch eine Aufteilung des investierten Kapitals auf mehrere Anlageklassen und Projek-

te kann eine bessere Risikostreuung erreicht und ĂKlumpenrisikenñ kºnnen vermieden wer-

den. 
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Anlage 1 zu den Darlehensbedingungen ï Risikohinweise 
 

 

4. Hinweise des Plattformbetreibers 

 

a. Umfang der Projektprüfung durch den Plattformbetreiber 

 

Der Plattformbetreiber nimmt im Vorfeld des Einstellens eines Projekts auf der Platt-

form lediglich eine Plausibilitätsprüfung vor. Das Einstellen auf der Plattform stellt keine 

Investitionsempfehlung dar. Der Plattformbetreiber beurteilt nicht die Bonität des Darlehens-

nehmers und überprüft nicht die von diesem zur Verfügung gestellten Informationen auf ihren 

Wahrheitsgehalt, ihre Vollständigkeit oder ihre Aktualität. 
 

b. Tätigkeitsprofil des Plattformbetreibers 

 

Der Plattformbetreiber übt keine Beratungstätigkeit aus und erbringt keine Beratungs-

leistungen. Insbesondere werden keine Finanzierungs- und/oder Anlageberatung sowie 

keine steuerliche und/oder rechtliche Beratung erbracht. Der Plattformbetreiber gibt Anlegern 

keine persönlichen Empfehlungen zum Erwerb von Finanzinstrumenten auf Grundlage einer 

Prüfung der persönlichen Umstände des jeweiligen Anlegers. Die persönlichen Umstände 

werden nur insoweit erfragt, wie dies im Rahmen der Anlagevermittlung gesetzlich vorge-

schrieben ist, und lediglich mit dem Ziel, die gesetzlich vorgeschriebenen Hinweise zu ertei-

len, nicht aber mit dem Ziel, dem Anleger eine persönliche Empfehlung zum Erwerb eines 

bestimmten Finanzinstruments auszusprechen. 
 

c. Informationsgehalt der Projektbeschreibung 

 

Die Projektbeschreibung auf der Plattform erhebt nicht den Anspruch, alle Informatio-

nen zu enthalten, die für die Beurteilung der angebotenen Anlage erforderlich sind. 

Anleger sollten die Möglichkeit nutzen, dem Darlehensnehmer Fragen zu stellen, sich aus 

unabhängigen Quellen zu informieren und fachkundige Beratung einzuholen, wenn sie unsi-

cher sind, ob sie den Darlehensvertrag abschließen sollten. Da jeder Anleger mit seiner Dar-

lehensvergabe persönliche Ziele verfolgen kann, sollten die Angaben und Annahmen des 

Darlehensnehmers unter Berücksichtigung der individuellen Situation sorgfältig geprüft wer-

den. 
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Anlage 2 zu den Darlehensbedingungen ï Projektbeschreibung  
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Anlage 3 zu den Darlehensbedingungen ï Widerrufsbelehrung und 

Hinweis auf das Widerrufsrecht 
 

Hinweis 

 

Ihnen steht ein Widerrufsrecht nach §§ 312g, 355 BGB sowie zusätzlich ein Widerrufsrecht 

nach § 2d VermAnlG zu. Ihr Widerruf kann ohne Bezugnahme auf ein spezifisches Wider-

rufsrecht erfolgen und hat jeweils zur Folge, dass Sie nicht mehr an den Darlehensvertrag 

gebunden sind. Soweit es im Einzelfall bei den Widerrufsfolgen zu abweichenden Ergebnis-

sen zwischen den Widerrufsrechten kommen sollte, gilt stets die für Sie günstigere Rechts-

folge. 
 
 
 

 

Widerrufsbelehrung 
 
 
Widerrufsrecht 
 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels 
einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung auf 
einem dauerhaften Datenträger, jedoch nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor Erfüllung 
unserer Informationspflichten gemäß Artikel 246b § 2 Absatz 1 in Verbindung mit Ar- tikel 246b 
§ 1 Absatz 1 EGBGB. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Ab- sendung des 
Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger (z.B. Brief, Telefax, E-Mail) 
erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an: 
Weelectrify.Africa UG, Am Einlaß 3a, 80469 München 
c/o Investkonzepte GmbH, Otto-Heilmann-Str. 17, 82031 München Grünwald 
Fax: +49 (0)89 / 52 05 64 ï 33 E-Mail: info@investkonzepte.de  
 
Widerrufsfolgen 
 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen 
zurückzugewähren. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz für die bis zum Widerruf erbrachte 
Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge  
 
hingewiesen wurden und ausdrücklich zugestimmt haben, dass wir vor dem Ende der 
Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegenleistung beginnen. Besteht eine Verpflichtung zur 
Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass Sie die vertraglichen 
Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfüllen müssen. Ihr 
Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Verpflichtungen zur 
Erstat-  tung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt 
für Sie  mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 
 
 
Ihre Weelectrify.Africa UG 
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Anlage 3 zu den Darlehensbedingungen ï Widerrufsbelehrung und 

Hinweis auf das Widerrufsrecht 
 

Hinweis auf das Widerrufsrecht gemäß § 2d Vermögensanlagengesetz (VermAnlG)  
 
 

 

Widerrufsrecht 
 

Sie sind als Anleger an Ihre Willenserklärung, die auf den Abschluss eines Nachrangdarle-  

hensvertrages gerichtet ist, nicht mehr gebunden, wenn Sie diese fristgerecht in Textform  

widerrufen. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
 

Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Anbieter. Aus der Erklärung muss Ihr 
Entschluss zum Widerruf des Vertrags eindeutig hervorgehen. Der Widerruf muss keine 
Begründung enthalten. Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage und beginnt mit Vertragsschluss. 
 
Der Widerruf ist zu richten an: 
 

Weelectrify.Africa UG, Am Einlaß 3a, 80469 München 
 
c/o Investkonzepte GmbH, Otto-Heilmann-Str. 17, 82031 München Grünwald 
 

Fax: +49 (0)89 / 52 05 64 ï 33 
 

E-Mail: info@investkonzepte.de 

Ende des Hinweises 
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Terms of the loan  
Subordinated loan with qualified subordination and pre-insolvency enforcement block 

 

Emission-related information 

 

Borrower: 

Weelectrify.Africa UG, Munich 

Managing director: Philipp Wagner, sole representative 

Business address: At the entrance 3a, 80469 Munich 

HR number: HRB 251683, Munich local court 

 

Project-related information: 

Project name and ID: Weelectrify.Africa_Investkonzepte_Nachrangdarlehen_7%_2020_2023 

Purpose of the loan: implementation of the business plan of 15.05.2020 and coverage of the transaction costs of this 
financing 

(Note: details are given in the General Terms and Conditions of Loans and the Project description). 

Funding threshold:    EUR 0.00 

Funding limit:             EUR 1,000,000.00 

Funding period: 15.05.2020 to 14.05.2021(one or more extensions possible up to a maximum total period of 12 months) 

 

Individual loan amount: see subscription form 

Note: The loan amount must be at least EUR 50.00 and divisible by 50 (e.g. EUR 1,350.00). 

Please transfer the entire amount to the project escrow account below within three working days of signing the 
contract. The contract is void if you have not made your deposit within two weeks at the latest (item 2.2 of the 
General Terms and Conditions of Loans). 

 

Interest and redemption payments: 

Fixed interest rate: 

7.00 % p.a. 

Early subscriber bonus: Investors who conclude an effective subordinated loan agreement by the end of 14.06.2020 will 
receive a fixed interest rate of 8.00 % p.a. increased by 1 percentage point. 

 

Final interest payment on 30.06.2023 

Final repayment of the entire loan amount on 30.06.2023 ("repayment date") 

In accordance with the General Terms and Conditions of the Loan, the Borrower is entitled to terminate and prematurely 
repay the Loan against payment of a prepayment penalty in the amount of 50 percent of the remaining interest due. 

Account Details of the Payment Service Provider (Project Escrow Account): 

Account holder:                  Weelectrify.Africa UG 

IBAN/account number:      DE62850400611005502082 

BIC/Bank code:                 COBADEFFXXX 

Intended use:                    Transaction number 

Annexes to the loan conditions: 

- Annex 1 - Risk Warnings 

- Annex 2 - Project description 

- Annex 3 - Cancellation policy and reference to the right of cancellation 

Risk Warning: In the case of qualifying subordinated loans, the lender bears a risk that is higher than that of a 
regular lender and that exceeds the general insolvency default risk. All claims of the lender under the subordinated 
loan agreement - in particular the claims to interest payment and repayment - cannot be asserted against the 
borrower if this would give the borrower a binding reason for opening insolvency proceedings, i.e. inability to pay or 
overindebtedness, or if such a reason for insolvency already exists at that time (pre-insolvency enforcement block). 
This means that the claims under the subordinated loan are no longer enforceable if the borrower is already 
insolvent or overindebted at the time of the demand for payment or if this threatens to become so. The lender's 
claims would then be permanently blocked in their enforcement as long and to the extent that the crisis of the 
borrower is not resolved. This can lead to the fact that these claims are permanently unenforceable even outside 
insolvency proceedings. Insolvency exists if the Borrower is not able to fulfill its due payment obligations (Section 
17 (2) of the German Insolvency Code). Over-indebtedness exists if the Borrower's assets no longer cover its 
existing liabilities, unless the continuation of the Borrower's business is predominantly probable under the 
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circumstances (Section 19 (2) Insolvency Code). These legal provisions may change with effect for the future. This 
would also change the conditions under which the pre-insolvency enforcement block applies. 

In addition, the Lender's subordinated claims shall, in the event of liquidation proceedings being conducted and in 
the event of the insolvency of the Borrower, be subordinated to all present and future claims of all other creditors of 
the Borrower. Thus, the subordinated claims will only be serviced after these other claims, if there are still 
distributable assets available. The subordinated capital serves as the object of liability for creditors who have not 
relinquished their ranking. This can lead to a total loss of the invested capital. Because of this equity-like liability 
function of subordinated capital, the lender is exposed to an entrepreneurial risk of loss. However, the lender is not 
granted any rights of participation and control under company law. It therefore has no possibility to influence the 
realisation of this entrepreneurial risk, in particular to terminate loss-making business activities of the borrower 
before the contributed capital is used up. From the lender's point of view, this contractual arrangement combines 
the disadvantages of debt capital (in particular, no participation in profits and assets on the part of the lender, no 
influence on the borrower's corporate management and no other rights of participation and information on the part 
of the lender) with the disadvantages of equity capital (participation of the lender in the entrepreneurial risk, no 
obligation on the borrower to file for insolvency if there is no possibility of repayment). For the lender, this means 
that the risk assumed by the lender may in some respects even exceed the entrepreneurial risk of a shareholder. 
Please read the detailed risk information (Annex 1). 

Note: The project profile and the project description on the funding page do not claim to contain all the information 
required to assess the investment offered. Please use the opportunity to ask the borrower questions, obtain 
information from independent sources and seek expert advice if you are unsure whether you should enter into this 
loan agreement. 

 
 

General terms and conditions of loan 
 

Preamble 
 

 

The Borrower plans to implement the project described in the Project description ("Project"). 
The Lender wishes to provide the Borrower with a portion of the capital required for this purpose 
in the form of an earmarked, qualified subordinated loan ("Loan"). The Loan is an 
entrepreneurial financing with a corresponding entrepreneurial risk of loss. 

The Loan is part of a "Crowdfunding" in the form of a variety of 

partial loans from different lenders ("partial loans"). The sub-loans are identical except for the 
loan amounts and are brokered via the website www.weelectrify.africa/funding ("Platform"; the 
operator of this platform, Investkonzepte GmbH, Otto-Heilmann-Str. 17, 82031 Munich, 
hereinafter "platform operator"). 

Having done so, the Parties agree as follows: 

1. Granting of the loan; Purpose of the loan 

1.1 The Lender grants the Borrower an earmarked loan in the amount specified in the 
Subscription Form ("Loan Amount"). 

1.2 The purpose of the Loan ("Purpose of the Loan") is defined in the Issue Related Information 
and the detailed description in the "Project Description" annex ("Project Description"). 

If expressly provided for in the Issue Details, the purpose of the Loan also includes coverage of 
the transaction costs of the financing through this Crowdfunding. 

2. Declaration of subscription; Conclusion of contract 

2.1 By posting and activating the Project on the Platform, the Borrower submits a legally binding 
offer to conclude the Loan Agreement to interested investors. This offer ends either at the end 
of the funding period or when the funding limit is reached (according to the issue-related data). 
The lender must be registered with the platform and activated to invest. He accepts the 
Borrower's contractual offer in a legally binding form ("Subscription Agreement") by completing 
the online form provided on the Platform for this purpose in full and clicking the button "Invest 
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Now Payable". The Platform Operator will forward the Subscription Agreement to the Borrower 
as a messenger. The contract is concluded upon receipt of the subscription declaration by the 
borrower ("conclusion of contract"). The Borrower confirms to the Lender the receipt of the 
Signature Agreement ("Confirmation of Receipt") by sending a message to the address 
specified in the Signature Agreement ("authorized address", see also Section 10.4). 

2.2 The individual conclusion of the contract is subject to the resolutive condition that the 
Lender does not pay in the loan amount within two weeks after the conclusion of the contract in 
accordance with the provisions set forth in Section 4 ("Individual Payment Condition"). 

2.3 It is clarified that the submission of a subscription agreement does not constitute a 
corporate relationship between the Lender and the Borrower or between the individual Lenders. 
It is further clarified that the platform operator does not become a party to the loan agreement. 

3. Establishment of the funding, funding period 

3.1 The validity of all legal obligations under the Loan Agreement, with the exception of the 
confidentiality obligations set forth in Section 10.2 (cf. also the competition protection clause set 
forth in Section 10.3), shall be subject to the resolutory condition that no later than the end of 
the Funding Period (in accordance with the Issue Related Information) not so many subscription 
declarations for Partial Loans are submitted that the total of all Partial Loan amounts subscribed 
reaches the Funding threshold (in accordance with the Issue Related Information) ("Collective 
Subscription Condition"). If the funding threshold is not reached, all obligations under this 
agreement lapse; only the confidentiality obligation remains in force. 

3.2 The Borrower has the right to extend the Funding Period once or several times up to a 
maximum total period of 12 months. The Borrower shall notify the Lenders who have already 
submitted binding subscription declarations of each extension ("Notification of Extension"). 

3.3 If the condition set out in Section 3.1 applies, the funding has failed. All partial loan 
agreements that have already been concluded will become definitively invalid. The Borrower 
shall notify the Lender accordingly ("Reverse Agent Notice"). The borrower commits himself to 
the lender to ensure, in relation to the payment service provider, that in this case the amounts 
already deposited are returned to the lender without interest and at no cost to the respective 
lender. The repayment shall be made with discharging effect for the borrower to the account 
specified in the subscription form ("authorized account", see also Section 10.4). It is clarified 
that the lenders are not joint creditors. 

4. Maturity; Loan payment 

4.1 The loan amount is due for payment upon conclusion of the contract (section 2.1). It is to be 
transferred to the trust account within three working days (the day of crediting 

in the escrow account in relation to this loan the "date of deposit"). In the event of non-payment 
within two weeks of the conclusion of the contract, the contract shall lapse (section 2.2). 

4.2 Upon payment into the Escrow Account, the Lender has fulfilled its payment obligation to 
the Borrower. 

 

5. loan disbursement 

5.1 After reaching the funding limit or the end of the funding period, the Payment Service 
Provider will first pay out to the Borrower in one tranche those partial loan amounts which are 
not subject to a right of revocation or which are not subject to revocation (i.e. where a right of 
revocation has not been exercised and can no longer be exercised). 
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5.2 18 days later, the remaining loan amounts for which the right of withdrawal has not been 
exercised at that time shall be disbursed in a further tranche (the day of such disbursement in 
relation to this loan the "disbursement day"). 

5.3 The Borrower is entitled to arrange for the Payment Service Provider to disburse partial loan 
amounts to the Borrower at his own expense as soon as and to the extent that - the funding 
threshold has been exceeded and cannot be fallen below again due to revocations and - the 
partial loan amounts drawn down are not subject to any right of revocation or are free of 
revocation. 

5.4 If the issue-related information expressly provides that the purpose of the loan includes the 
coverage of the transaction costs of such financing, the remuneration received by the Platform 
Operator from the Borrower for handling the crowdfunding process and arranging the loan 
agreements may be paid directly to the Platform Operator by the Payment Service Provider or 
the remuneration for handling via the Payment Service Provider may be retained directly by the 
Payment Service Provider. The amount of this remuneration is based on the remuneration-
related information that the lender receives from the platform operator. 

6. Reporting 

6.1 The Lender has no rights of participation, voting or instruction with respect to the Borrower. 
Unless otherwise specified in the Project Description, the Borrower shall regularly inform the 
Lender during the term of the Loan in accordance with the currently applicable "Reporting 
Guidelines for Crowdfunding Platforms in the German Federal Association of Crowdfunding 
e.V." (available at http://www.bundesverband-crowdfunding.de/reporting-guidelines-fuer-
crowdfundingplattformen-im-bundesverband-crowdfunding-e-v/). In doing so, it will at least 
comply with the general requirements as well as the specific requirements for corporate finance. 

6.2 The Borrower shall make the above-mentioned documents available to the Lender via the 
Platform in electronic form (PDF). 

6.3 The Lender has taken note of the confidentiality obligation set forth in Section 10.2 and the 
competition protection clause set forth in Section 10.3. 

7. Term, interest rate; borrower's right of termination; repayment of the loan 

Note: None of the Borrower's payments under this Agreement shall become due if, to the 
extent and as long as the provision in Section 8 (qualified subordination including pre-
insolvency enforcement block) applies. 

7.1 The term of the Loan is set forth in the Issue-related Information. These specify the 
repayment date ("Repayment Date"). The loan has a fixed term in accordance with this 
regulation. The borrower is entitled to an ordinary termination right for the first time 24 months 
before the end of the term, which can be exercised with effect from June 30 or December 31 of 
a year ("ordinary termination right"). If this right of termination is exercised and the loan is repaid 
prematurely, the borrower is obliged to pay the lender a lump-sum prepayment penalty 
amounting to 50 percent of the interest claims that would have accrued over the remaining term 
of the loan. The right of termination must be exercised uniformly for all partial lenders. The 
notice of termination must be received at least three months prior to the day on which 
termination is to be effected. The repayment of the respective outstanding loan amount and the 
early repayment fee owed are due on the day the termination becomes effective. 

7.2 The respective outstanding loan amount shall bear interest at the fixed interest rate 
specified in the Issue Related Information from the Payment Date (Section 4.1) until the 
contractually agreed repayment date or until the date on which a termination becomes effective. 
The interest shall be paid in arrears in accordance with the more detailed provisions of the 
Issue-related Information. Interest is calculated pro rata temporis using the act/365 method 
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(English method, exact to the day). If due redemption payments are not made, the statutory 
default interest shall be owed; further claims for damages shall remain unaffected, as shall the 
provision in Section 8. In the event of a reversal of the transaction due to failure of the Funding, 
the Borrower shall not owe interest (Section 3.3). In general, the following applies: The Lenders 
shall neither participate in the Borrower's losses resulting from the Borrower's business 
activities nor shall they be obliged to make additional contributions. 

7.3 The Borrower shall withhold withholding tax and other withholding taxes and pay them to 
the competent tax office if the Borrower is legally obliged to do so. 

7.4 The Lender is aware that the Borrower has involved the Platform Operator as a service 
provider in the processing of interest and redemption payments. In order to avoid unnecessary 
expenses in the processing of payments, the Lender will therefore refrain from asserting these 
claims against the Borrower himself/herself or from contacting the Borrower directly for the 
purpose of debt collection as long as this integration exists and the payments owed are made in 
accordance with the contract (including repayment). If the Lender fails to do so, the Borrower 
shall be entitled to reasonable compensation for any additional expenses incurred. 

 

8. Qualified Subordination including Pre-Insolvency Enforcement Block. 

To avoid an over-indebtedness of the Borrower under Insolvency Law within the meaning of 
Section 19 (2) of the German Insolvency Code (Insolvenzordnung) and in case of liquidation 
proceedings, the Lender and the Borrower hereby agree pursuant to Section 39 (2) of the 
German Insolvency Code with respect to all present and future claims of the Lender under this 
Agreement - including interest and claims resulting from a possible termination - to 
"Subordination Claims") 

a subordination in such a way that the claims are only to be satisfied after all claims and 
demands of all existing and future creditors of the Borrower as defined in Section 39 (1) Nos. 1 
to 5 of the Insolvency Statute. All Partial Loans shall have the same priority as each other. The 
Lender's subordinated claims may only be satisfied from future annual net profits, a possible 
liquidation surplus or from other free assets remaining after satisfaction of all other creditors of 
the Borrower. The Lender undertakes not to assert its subordinated claims as long and to the 
extent that the satisfaction of such claims would lead to a binding reason for the opening of 
insolvency proceedings against the assets of the Borrower, i.e. to an insolvency of the Borrower 
within the meaning of Section 17 of the German Insolvency Code (Insolvenzordnung) or to an 
over-indebtedness of the Borrower within the meaning of Section 19 of the German Insolvency 
Code (as amended from time to time). 

9. Extraordinary right of termination 

9.1 The Lender may only terminate the Loan Agreement prematurely for good cause and 
demand repayment in full with immediate effect ("right of extraordinary termination"). The 
Lender is aware that any claims for repayment, damages and other claims which may arise as a 
result of an extraordinary termination are subject to the qualified subordination according to 
Section 8 and that the Lender cannot assert them under the conditions stipulated therein. 9.2 A 
good cause, which (irrespective of the conduct of other Lenders) may cause the Lender to 
terminate the Loan for cause at any time during the term of the Loan. 

termination, shall be deemed to have occurred in particular if  

a. the Borrower makes or has made incorrect statements regarding circumstances that are 
essential for the entering into and execution of the contractual relationship and for its ability to 
service the principal;  
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b. the Borrower uses the Borrower's Amount for an improper purpose or discontinues its 
business operations; or  

c. the Borrower fails to comply with its reporting obligations under Section 6 in a timely manner 
and in accordance with the Agreement, whereby termination shall be permitted at the earliest 
two weeks after a written warning and the warning may be issued at the earliest after a grace 
period of another two weeks from the agreed reporting date. The statutory right to terminate the 
contract for any other good cause remains unaffected. 

9.3 In the event of an extraordinary termination (subject to the subordination clause), the Lender 
may claim the damages incurred by the early repayment. 

9.4 An important reason entitling the Borrower to terminate the Agreement for cause shall be, in 
particular, a culpable violation by the Lender of 

the provisions of sections 10.2 (Confidentiality) and 10.3 (Protection of competition). 

10. Transferability; Confidentiality; Protection of competition; Other agreements 

10.1 The entire legal status as Lender under this Agreement may be inherited at any time after 
the end of the Funding Period (as specified in the Issue Related Information) or sold to third 
parties with respect to the entire loan amount or a partial amount and assigned by way of 
transfer of the Agreement. The Lender undertakes not to sell to the persons mentioned in 
Section 10.3. If the Platform Operator makes a marketplace available on behalf of the Borrower 
for these purposes (of which the Borrower will inform the Lender by separate notification, the 
"Secondary Market Listing Notice"), such an assumption of contract is only permitted via this 
marketplace and only within the scope of the applicable terms and conditions of use. If the 
Platform Operator does not provide a marketplace, the assumption of a contract shall be 
notified to the Borrower by the old and the new Lender within two weeks by registered letter 
("Notice of Assignment"). In the case of private individuals, the name, address, e-mail address, 
date of birth, and bank details of the new lender must be provided. In the case of companies, 
cooperatives and associations, their company name or name, registered office and (business) 
address, the location of the competent register court, the register number, e-mail address and 
bank details as well as the persons authorised to represent them (with first and last name, date 
of birth, place of residence and type of authorisation to represent them) must be stated. The 
transfer shall become effective upon receipt of the notice of transfer by the Borrower, provided 
that the new Lender enters into the legal position under this Agreement as a whole. The 
Borrower hereby grants the consent required for this purpose (§ 415 BGB) in advance, provided 
that the aforementioned requirements are met. The new address and the new bank details shall 
be deemed to be both an authorized address and an authorized account within the meaning of 
this Agreement. 

10.2 The Parties undertake to treat the contents of this Agreement and all documents and 
information made available to one Party ("obligated Party") by the other Party ("entitled 
Party") ("confidential information") as confidential and not to make them available to any 
third party without the prior written consent of the entitled Party. Confidential 
Information shall not include information which at the time of disclosure is demonstrably 
a) generally known or published in the public domain, or b) is already lawfully in the 
possession of the obligated Party or has been lawfully acquired by the obligated Party 
from a third party authorized to disclose, or c) is part of general technical knowledge or 
state of the art. Confidential Information shall no longer include information which, after 
the date of disclosure, demonstrably a) becomes publicly known through no fault of the 
obligated party, or b) is lawfully acquired by the obligated party from a third party 
authorized to disclose, or c) is recognized or developed by the obligated party 
independently of the Confidential Information, or d) is disclosed to the public in writing 
by the authorized party. The obligated party shall be entitled to disclose Confidential 
Information to the members of its management and supervisory bodies, employees and 
consultants subject to professional secrecy obligations (hereinafter jointly referred to as 
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"agents"), insofar as they are involved in the execution of this Agreement and 
reasonably require the Confidential Information. The obligated party warrants that all its 
agents will comply with the provisions contained in this Agreement. The foregoing 
provisions shall not apply to the extent that the obligated party or its agents are 
obligated to disclose information by virtue of mandatory law or the enforceable decision 
of a court or governmental authority. In this case, the obligated party shall immediately 
inform the entitled party thereof and, in consultation with the entitled party, take all 
necessary and legally permissible measures to avoid disclosure or to ensure that the 
information is treated as confidential as possible. The obligations under this Clause 10.2 
shall end two (2) years after the end of the term of this Agreement. 

10.3 The Lender declares that it is not in competition with the Borrower is standing. In 
particular, the Borrower itself, a company affiliated with it (sections 15 et seq. AktG) or a 
person closely associated with it (section 138 InsO) does not hold an interest of more 
than 5% in a competitor of the Borrower and is not an employee, board member or 
consultant of a competitor of the Borrower. 

10.4 All notifications of the Borrower concerning the performance of this Agreement shall be 
made by letter, fax or, if the Lender has provided an e-mail address, by e-mail to the Lender at 
the authorized address (Section 2.1), unless otherwise specified at the respective place. This 
shall not apply if mandatory legal provisions preclude this or if the Lender has notified the 
Borrower of a different address by registered letter. The same applies to payments made by the 
Borrower; these are made to the account specified in the Subscription Form ("Authorized 
Account") with debt-discharging effect. Alternatively, with the consent of the Borrower, an 
interface can be set up on the Platform through which the Lender can notify the Borrower of 
address and account changes. 

10.5 The Borrower shall bear the costs of this loan agreement and its execution. 

10.6 Subsidiary agreements, supplements and amendments to this Agreement must be made 
in writing. This also applies to any waiver of the written form requirement. This Agreement 
contains all oral or written agreements between the Lender and the Borrower regarding the 
Loan. 

10.7 This Agreement shall be governed by the laws of the Federal Republic of Germany. 
Contract Language 

and the authoritative language for communication between lender and borrower is German. 

10.8 Should individual provisions of this Agreement be or become invalid, the validity of the 
remaining provisions of this Agreement shall not be affected. The parties are obliged to replace 
the invalid provision by a legally permissible provision that comes closest to the economic 
purpose of the invalid provision in a legally permissible manner. The same applies accordingly if 
a gap requiring supplementation should arise during the execution of the contract. 
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Annex 1: Loan terms and conditions - Risk Warning 

 

Risk information 

The present offer is an offer of subordinated loans with qualified subordination and pre-
insolvency enforcement block of Weelectrify.Africa UG, Munich. The subordinated loans are 
long-term contracts under the law of obligations, which are associated with economic, legal and 
tax risks. Investors should therefore read the following risk information carefully and take it into 
account when making their decision. In particular, the investor's investment should correspond 
to his economic circumstances and his investment in the subordinated loan should only 
represent a small part of his total assets. In the following, certain legal and factual risks in 
connection with the offered investment are described which are essential for the evaluation of 
the investment. In addition, risk factors that could impair the Borrower's ability to achieve the 
expected results are presented. Not all risks associated with the investment can be described 
below. Nor can the risks mentioned below be conclusively explained here. The order in which 
the risks are listed does not allow any conclusions to be drawn regarding the probability of their 
occurrence or the extent of any potential impairment. 

1. General risks and risks arising from the structure of subordinated loans 

a. Maximum risk - risk of total loss 

There is a risk of total loss of the investment amount and interest claims. The occurrence of 
individual risks or the interaction of various risks may have a significant adverse effect on the 
expected results of the Borrower, which could lead to the Borrower's insolvency. Individually, 
the investor may suffer additional financial disadvantages. This may be the case, for example, if 
the investor finances the acquisition of the asset by means of a loan, if, despite the existing risk 
of loss, the investor plans interest and repayments from the asset on a fixed basis to cover 
other obligations, or due to the cost of subsequent tax payments. In the worst case, such 
additional financial disadvantages can even lead to the private insolvency of the investor. 
Investors should therefore examine all risks taking into account their personal circumstances 
and, if necessary, seek individual professional advice. We expressly advise against external 
financing of the investment (e.g. through a bank loan). The investment is only suitable as an 
addition to an investment portfolio. The granting of a loan is only suitable for investors who 
could accept a loss arising up to the total loss of their capital investment. There is no statutory 
or other deposit insurance. The loan is not suitable for retirement provision. On the other hand, 
there is no risk of an obligation to make additional contributions or any other liability that 
exceeds the amount of the loan capital invested. 

b. Subordination risk and entrepreneurial character of the financing 

This qualifying subordinated loan is an entrepreneurial financing with a corresponding 
entrepreneurial risk of loss (quasi-equity liability function). However, the investor does 
not receive any rights of participation and control under company law and thus does not 
have the possibility of influencing the realisation of the entrepreneurial risk (in particular, 
the investor does not have the possibility of terminating loss-making business activities 
before the contributed capital is consumed). From the investor's point of view, this 
contractual arrangement combines the disadvantages of debt capital (in particular, no 
participation in profits and assets by the investor, no influence of the investor on the borrower's 
corporate management and no other rights of participation and information by the investor) with 
the disadvantages of equity capital (participation of the investor in the entrepreneurial risk, no 
obligation of the borrower to file for insolvency in the absence of the possibility of repayment). 
For the investor, this means that the risk assumed by the investor may in some respects even 
exceed the entrepreneurial risk of a shareholder.  
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The subordinated loan agreement is a loan with a so-called qualified subordination and pre-
insolvency enforcement block (see in more detail Section 8 of the General Terms and 
Conditions of Loans). This means that all claims of the investor under the subordinated 
loan agreement - in particular the claims for repayment of the loan amount and for 
payment of interest - "subordinated claims") cannot be asserted against the Borrower if 
this would result in a binding reason for the opening of insolvency proceedings, i.e. 
inability to pay or overindebtedness, for the Borrower or if such reason already exists at 
that time (pre-insolvency enforcement block). This means that the claims under the 
subordinated loan are no longer enforceable if the borrower is already insolvent or 
overindebted at the time of the payment request or if this is threatened by the payment. 
The investor's claims would then be permanently blocked in their enforcement as long 
and to the extent that the borrower's crisis is not resolved. This can lead to the investor's 
claims being permanently unenforceable even outside insolvency proceedings. 
Insolvency exists if the Borrower is not able to fulfill its payment obligations (§ 17 (2) 
Insolvency Act). Over-indebtedness exists if the Borrower's assets no longer cover its existing 
liabilities, unless the continuation of the Borrower's business is predominantly probable under 
the circumstances (Section 19 (2) Insolvency Code). These legal regulations may change with 
effect for the future. This would also change the conditions under which the pre-insolvency 
enforcement block intervenes. The qualified subordination including the pre-insolvency 
enforcement block could have the following effects: The borrower would have to suspend the 
payment of interest and repayment of principal in the event of intervention of the pre-incolvency 
enforcement block for as long as he is obliged to do so. The investor would not be able to 
collect his claims at maturity. The investor would have to repay any interest or redemption 
payment that he has wrongly received despite the qualified subordination to the borrower on 
demand. There is also the possibility that the investor may not receive the interest payments as 
well as the redemption payments on time or at all as a result of the subordination. It is also 
possible that the investor may have to pay tax on interest already paid, although he is obliged to 
repay the amounts received. In addition, the Investor's subordinated claims shall, in the event of 
liquidation proceedings being carried out and in the event of the Borrower's insolvency, be 
subordinated to the following claims: The qualified subordination exists with respect to all 
present and future claims of all non-subordinated creditors of the Borrower as well as with 
respect to all subordinated claims described in § 39 (1) of the Insolvency Code. Therefore, the 
investor will only be considered with its claims after full and final satisfaction of all other 
creditors of the Borrower. 

c. Lack of collateral for the Loans 

Since the loan is unsecured, the investor would not be able to satisfy his claim for repayment of 
the capital invested or his interest payment claims from collateral if he did not receive any 
payments from the borrower. In the event of insolvency in particular, this could mean that the 
investor's claims could not be satisfied or could only be satisfied to a lesser extent. This could 
result in the partial or complete loss of the invested capital.  

d. Final maturity of principal and interest payments 

Repayment of the investors' loan capital and interest payments are to be made in total at the 
end of the term (final maturity on 30.06.2023). If the borrower is not able to generate the capital 
required for the repayment and interest payment from his current business activities and/or 
does not receive the necessary follow-up financing by then, there is a risk that the final 
repayment and interest payment may not be made at all or not at the planned time. 

e. Marketability (fungibility), availability of the invested capital, long-term commitment 

The loan agreements have a fixed term. There is no provision for early ordinary termination by 
the investor. Subordinated loans are not securities and are not comparable with these. There is 
currently no liquid secondary market for the loan agreements concluded. A sale of the loan by 
the investor is in principle legally possible. However, due to the small size of the market and 
trading volumes, the possibility of sale is not guaranteed. It is also possible that an assignment 
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cannot be made at the nominal value of the receivable. It could therefore be that no buyer can 
be found when a sale is requested or that the sale can only be made at a lower price than 
desired. The invested capital can therefore be tied up until the end of the contract period. 

f. Possible extension of the capital commitment 

As this is a subordinated loan, the loan may only be repaid if this would not lead to insolvency 
and/or overindebtedness on the part of the borrower. If this would be the case, the term of the 
loan would be automatically extended until such time as this condition would no longer exist or 
until the insolvency or liquidation of the borrower. The investment is therefore not recommended 
for investors who are dependent on getting their money back exactly at the planned maturity 
date. If the borrower's financial imbalance is not rectified, the invested assets and interest 
claims could be partially or totally lost. 

2. Risks at borrower level 

a. Business Risk of the Borrower 

This is an entrepreneurial financing. The investor bears the risk of an adverse business 
development of the borrower. There is a risk that the borrower may not have the necessary 
funds available in the future to meet the interest receivable and repay the loan value. Neither 
the economic success of the future business activities of the Borrower nor the success of the 
project pursued by the Borrower can be predicted with certainty. The Borrower can neither 
assure nor guarantee the amount and timing of any inflows. 

b. Default Risk of the Borrower (Issuer Risk) 

The borrower may become insolvent or become over-indebted. This may occur in particular if 
the Borrower has lower income and/or higher expenses than expected or if the Borrower is 
unable to obtain any follow-up financing that may be required. Insolvency of the Borrower may 
result in the loss of the Investor's investment and interest as the Borrower is not a member of a 
Deposit Protection Scheme. 

c. Early Corporate Phase 

The borrower is a company in an early phase of its business operations that currently does not 
generate a positive operating cash flow (i.e. the outflow of cash and cash equivalents from 
business operations currently exceeds the inflow of cash and cash equivalents). The financing 
of such a young company is associated with specific risks. If a business idea does not succeed 
on the market or if the planned business development cannot be implemented as hoped, 
investors face the risk of a total loss. The success of the company depends on a wide variety of 
factors such as the team, certain key personnel, specialists and consultants, the market 
environment, supplier relationships, technological developments, intellectual property rights, 
legal framework conditions, competitors and other factors. Investors who invest in an early-
stage company are much more likely to lose their invested capital than to achieve a return on 
their invested capital. 

d. Risks related to the business activity and the implementation of the borrower's project 

Various risk factors may impair the Borrower's ability to meet its obligations under the Loan 
Agreement. On the one hand, these are risks arising from the implementation of the project 
pursued by the borrower. The Borrower intends to set up wind farms, preferably in Tunisia, 
Algeria, Morocco, Mauritania and Senegal, and obtain the necessary construction and operating 
permits. It also intends to negotiate and conclude direct electricity supply contracts with energy-
intensive industries in the above-mentioned countries. In the run-up to the loan, the borrower 
wishes to conduct preliminary negotiations with the respective locations, have expert opinions 
prepared, prepare applications for development banks and have environmental impact 
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assessments prepared. The implementation of the project could be more complex than 
expected. Unexpected and/or higher implementation risks could occur and/or business 
processes could involve more effort and costs than expected. Planning errors could become 
apparent or the borrower's contractual partners could perform poorly. Required approvals might 
not be granted. There could be delays in the planned process and/or problems in generating 
revenues in the planned amount or at the planned time. Legal requirements could change, 
making changes or additional measures necessary in connection with the implementation of the 
Project, which could result in additional costs and/or delays. In particular, the construction and 
operation of wind turbines in the target countries and the conclusion of electricity supply 
contracts could prove more complex than expected. On the other hand, the general business 
activities of the Borrower are associated with risks, such as market-related risks (e.g., decline in 
demand and sales volumes; payment difficulties or insolvency of customers; cost increases and 
capacity bottlenecks on the procurement side; political changes, particularly in the above-
mentioned target countries; interest rate and inflation developments; country and exchange rate 
risks; changes in the legal and tax framework of the Borrower's activities) and company-related 
risks (e.g., changes in the legal and tax environment of the Borrower's business). e.g. quality 
risks; financing and interest rate risks; risks from trademarks and industrial property rights; 
dependence on partner companies and qualified personnel; risks from legal disputes, 
insufficient insurance cover, from the shareholder and/or group structure, from internal 
organization, from asset valuations and back taxes) In particular, wars or political 
disagreements in the African target countries, a foreclosure of these countries, protectionism in 
general or a softening of the climate targets of the UN Climate Conference could have a 
negative impact on the business activities of the Borrower. These and/or other risks could have 
a negative impact on the Borrower's net assets, financial position and results of operations. As 
a result, the Borrower may not have the necessary funds available in the future to meet the 
interest demands of investors and to repay the invested loan capital. 

e. Capital structure risk 

The borrower is financed to a large extent by borrowed capital. He is more susceptible to 
changes in interest rates, revenue fluctuations or increasing operating expenses than 
companies that are not or only to a limited extent financed with borrowed capital. 

The borrower may take advantage of additional debt financing and thereby enter into 
obligations that (regardless of his income situation) have to be serviced with priority over the 
claims of the investors (subordinated lenders). 

f. Key Person Risk 

Due to the loss of the borrower's key personnel, there is a risk that specialist knowledge will no 
longer be available and thus a qualified business development and risk management can no 
longer be fully guaranteed. The loss of such key personnel could have an adverse effect on the 
economic development of the Borrower. This could reduce the amount of interest and/or 
principal payments to investors or cause them to default. 

g. Forecasting Risk 

The forecasts regarding the costs of implementing the project, the achievable yields and other 
aspects could prove to be incorrect. Past market or business developments are not a basis or 
indicator for future developments. 

3. risks at investor level 

a. Debt financing risk 

Depending on the individual circumstances, the investor may suffer further financial 
disadvantages in individual cases, e.g. due to back taxes. If the investor finances the loan 
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amount with outside capital, for example by taking out a private loan from a bank, the investor's 
further assets may be at risk in addition to the loss of the invested capital. In this case, the 
investor's maximum risk is over-indebtedness, which in the worst case can lead to the private 
insolvency of the investor. This can be the case if, with little or no returns from the investment, 
the investor is financially unable to service the interest and repayment burden from his debt 
financing. The borrower therefore advises against external financing of the loan amount. 

b. Risk of changes in the legal and tax framework 

It cannot be ruled out that the subordinated loans will be affected by future changes in tax, 
company or other legal regulations in such a way that a corresponding discount will have to be 
made on the interest payments and thus the expected results for the investor cannot (any 
longer) be achieved. There is also a risk that the acquisition, sale or repayment of the 
subordinated loans will be taxed, which would result in additional costs for the investor. These 
costs would also have to be borne by the investor in the event of a total loss of the investment 
amount. The assumption of these costs could lead to the personal insolvency of the investor. 

c. Note on Risk Diversification and Avoidance of Risk Concentration 

Due to the risk structure, the investment in the subordinated loan agreement should only be 
considered as one component of a diversified (mixed risk) investment portfolio. In principle, the 
higher the return or yield, the greater the risk of loss. By spreading the invested capital over 
several asset classes and projects, a better risk diversification can be achieved and "cluster 
risks" can be avoided. 

4. Notes of the platform operator 

a. Scope of the project appraisal by the platform operator 

The platform operator only carries out a plausibility check before posting a project on 
the platform. Placing a project on the platform does not constitute a recommendation to invest. 
The Platform Operator does not assess the creditworthiness of the Borrower and does not 
check the information provided by the Borrower for truthfulness, completeness or up-to-
dateness. 

b. Activity Profile of the Platform Operator 

The platform operator does not carry out any consulting activities or provide any 
consulting services. In particular, no financing and/or investment advice or tax and/or legal 
advice is provided. The platform operator does not provide investors with personal 
recommendations for the acquisition of financial instruments based on an examination of the 
personal circumstances of the respective investor. The personal circumstances are only 
requested to the extent that this is legally required in the context of investment brokerage and 
only with the aim of providing the legally required advice, but not with the aim of making a 
personal recommendation to the investor to acquire a specific financial instrument. 

c. Information content of the project description 

The project description on the platform does not claim to contain all the information 
necessary for the evaluation of the offered facility. Investors should use the opportunity to 
ask the borrower questions, obtain information from independent sources and seek expert 
advice if they are unsure whether they should enter into the loan agreement. Since every 
investor can pursue personal goals with his or her lending, the borrower's information and 
assumptions should be carefully examined in the light of the individual situation. 
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Annex 2: Project Description
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Annex 3: Right for withdrawal 

Note 

You are entitled to a right of revocation according to §§ 312g, 355 BGB and additionally a right 

of revocation according to § 2d VermAnlG. Your revocation can be made without reference to a 

specific right of revocation and has the consequence that you are no longer bound to the loan 

agreement. If the consequences of revocation in individual cases differ between the rights of 

revocation, the legal consequence that is more favourable for you shall always apply. 

 

Cancellation policy 

Right of withdrawal 

You can revoke your contractual declaration within 14 days without giving reasons by means of a 

clear declaration. The period begins upon receipt of this instruction on a permanent data carrier, but 

not before the conclusion of the contract and not before we have fulfilled our duty to inform in 

accordance with article 246b § 2 paragraph 1 in conjunction with article 246b § 1 paragraph 1 

EGBGB. The timely dispatch of the revocation suffices to comply with the revocation period if the 

declaration is made on a durable data carrier (e.g. letter, fax, e-mail). The revocation is to be 

addressed to:  

Weelectrify.Africa UG, Am Einlass 3a, 80469 Munich  

c/o Investkonzepte GmbH, Otto-Heilmann-Str. 17, 82031 Munich, Germany 

Fax: +49 (0) 89 / 520 564-33 

e-mail: info@investkonzepte.de 

Consequences of withdrawal 

In the event of an effective revocation, the services received by both parties must be returned. You 

are obliged to pay compensation for the value of the service provided up to the time of revocation if 

you were informed of this legal consequence before submitting your contractual declaration and 

have expressly agreed that we shall begin to perform the service in return before the end of the 

revocation period. If there is an obligation to pay compensation for lost value, this may mean that 

you will still have to fulfil your contractual payment obligations for the period until revocation. Your 

right of revocation expires prematurely if the contract is completely fulfilled by both parties at your 

express request before you have exercised your right of revocation. Obligations to refund payments 

must be fulfilled within 30 days. The period begins for you with the dispatch of your revocation 

declaration, for us with its receipt.  

Your Weelectrify.Africa UG 

mailto:info@investkonzepte.de
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Annex 3: Right for withdrawal 

 

Reference to the right of revocation according to § 2d of the German Investment Act 

(VermAnlG) 

 

Right for withdrawal 

As an investor, you are no longer bound by your declaration of intent to conclude a 

subordinated loan agreement if you revoke it in writing within the specified period. To meet the 

deadline, it is sufficient to send the revocation in due time. 

The revocation takes place by declaration to the provider. The declaration must clearly state 

your decision to cancel the contract. The revocation does not have to contain a reason. The 

revocation period is 14 days and begins with the conclusion of the contract. The revocation is to 

be sent to: 

Weelectrify.Africa UG, Am Einlass 3a, 80469 Munich 

c/o Investkonzepte GmbH, Otto-Heilmann-Str. 17, 82031 Munich, Germany 

Fax: : +49 (0) 89 / 520 564-33 

e-mail: info@investkonzepte.de 

End of the note 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

mailto:info@investkonzepte.de
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Conditions du prêt 
Prêt subordonné non garanti avec  

subordination qualifiée et blocage d'exécution pré-insolvabilité 
 
 

Informations relatives aux émissions 

 
Emprunteur : 

Weelectrify.Africa UG, Munich 
Directeur général : Philipp Wagner, représentant unique 
Adresse professionnelle : Am Einlaß 3a, 80469 Munich 
Numéro HR : HRB 251683, tribunal de première instance de Munich 

 
Informations relatives au projet : 

Nom et ID du projet : 
Weelectrify.Africa_Investkonzepte_Nachrangdarlehen_7%_2020_2023 
Objet du prêt : mise en îuvre du business plan du 15.05.2020 et couverture des co¾ts 
de transaction de ce financement 
(Remarque : les détails sont donnés dans les conditions générales de prêt et la 
description du projet). 
Seuil de financement : 0,00 EUR 
Limite de financement : 1 000 000,00 EUR 
Période de financement : 15.05.2020 au 14.05.2021 (une ou plusieurs prolongations sont 
possibles jusqu'à une période totale maximale de 12 mois) 

Montant du prêt individuel : voir le formulaire de souscription 
Remarque : le montant du prêt doit être d'au moins 50,00 euros et divisible par 50 (par 
exemple 1 350,00 EUR). 
Veuillez transférer la totalité du montant dans les trois jours ouvrables suivant la 
conclusion du contrat sur le compte séquestre du projet ci-dessous. Le contrat est 
nul si vous n'avez pas effectué votre dépôt dans un délai de deux semaines au plus 
tard (paragraphe 2.2 des conditions générales de prêt). 

 
Paiement des intérêts et remboursement : 

Taux d'intérêt fixe : 
7,00 % p.a. 
Prime de souscription anticipée : Les investisseurs qui ont souscrivent un contrat de prêt 
subordonné en vigueur jusqu'à la fin du 14.06.2020 recevront un taux d'intérêt fixe 
augmenté de  
1 point de pourcentage à hauteur de 8,00 % par an. 

Paiement final des intérêts le 30.06.2023 

Remboursement final de la totalité du montant du prêt le 30.06.2023 ("date de 
remboursement") 

L'emprunteur est autorisé à mettre fin au prêt conformément aux conditions générales de 
prêts 
et dôeffectuer un remboursement anticip® du prêt contre paiement d'une commission de 
remboursement anticipé à hauteur de 50 % des créances d'intérêts restantes. 

Coordonnées du compte du prestataire de services de paiement (compte séquestre 
du projet) : 
Titulaire du compte : Weelectrify.Africa UG 
IBAN/numéro de compte : DE62850400611005502082 
Code BIC/Banque : COBADEFFXXX 
Motif : numéro TA (numéro de transaction) 
  

Annexes aux conditions de prêt : 
- Annexe 1 - Avertissements sur les risques 
- Annexe 2 - Description du projet 
- Annexe 3 ï Droit de renonciation  
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Avertissement : dans le cas de prêts subordonnés admissibles, le prêteur supporte 
un risque plus élevé que celui d'un prêteur ordinaire et qui dépasse le risque 
général d'insolvabilité. Toutes les créances du prêteur au titre du contrat de prêt 
subordonné - en particulier les créances relatives au paiement et au remboursement 
des intérêts - ne peuvent être opposées à l'emprunteur si cela lui donne une raison 
impérative d'ouvrir une procédure d'insolvabilité, c'est-à-dire l'incapacité de payer 
ou le surendettement, ou si une telle raison d'insolvabilité existe déjà à ce moment-
là (blocage d'exécution pré-insolvabilité). Cela signifie que les créances au titre du 
prêt subordonné ne sont plus exécutoires si l'emprunteur est déjà insolvable ou 
surendetté au moment de la demande de paiement ou si cela menace de le devenir. 
Les créances du prêteur seraient alors définitivement bloquées dans leur exécution 
tant et aussi longtemps que la crise de l'emprunteur n'est pas résolue. Cela peut 
conduire au fait que ces créances sont définitivement inapplicables, même en 
dehors d'une procédure d'insolvabilité. Il y a insolvabilité lorsque l'emprunteur n'est 
pas en mesure de remplir ses obligations de paiement (article 17, paragraphe 2, du 
code allemand des faillites). Il y a surendettement lorsque les actifs de l'emprunteur 
ne couvrent plus ses dettes existantes, à moins que la poursuite de l'activité de 
l'emprunteur soit essentiellement probable dans les circonstances (article 19 (2) du 
Code de l'insolvabilité). 

Ces dispositions légales peuvent être modifiées avec effet pour l'avenir. Cela 
modifierait également les conditions dans lesquelles le blocage d'exécution pré-
insolvabilité intervient. 

Les créances subordonnées du Prêteur sont également de rang inférieur à toutes 
les créances présentes et futures de tous les autres créanciers de l'Emprunteur en 
cas de procédure de liquidation et en cas d'insolvabilité de l'Emprunteur. Ainsi, les 
créances subordonnées ne seront servies qu'après ces autres créances, s'il reste 
des actifs distribuables disponibles. Le capital subordonné sert d'objet de 
responsabilité pour les créanciers qui n'ont pas renoncé à leur rang. Cela peut 
entraîner une perte totale du capital investi. 

En raison de cette similitude aux capitaux propres, le prêteur supporte un risque de 
perte entrepreneurial. Mais le prêteur ne reçoit aucun droit de participation et de 
contr¹le en vertu du droit des soci®t®s. Il nôa donc pas la possibilit® d'influencer la 
réalisation de ce risque entrepreneurial, en particulier la possibilité de mettre fin aux 
activités commerciales déficitaires de l'emprunteur avant que le capital apporté ne 
soit consommé. Du point de vue du prêteur, cet arrangement contractuel combine 
les inconvénients du capital d'emprunt (en particulier, pas de participation aux 
bénéfices et aux actifs de la part du prêteur, pas d'influence sur la gestion de 
l'entreprise de l'emprunteur et pas d'autres droits de participation et d'information 
de la part du prêteur) avec les inconvénients du capital propre (participation du 
prêteur au risque entrepreneurial, pas d'obligation pour l'emprunteur de déposer 
une demande d'insolvabilité s'il n'y a pas de possibilité de remboursement). Pour le 
prêteur, cela signifie que le risque qu'il assume peut même, à certains égards, 
dépasser le risque entrepreneurial d'un actionnaire. Veuillez lire les informations 
détaillées sur les risques (annexe 1). 
 
Mention : Le profil du projet et la description du projet sur la page de financement 
ne prétendent pas contenir toutes les informations nécessaires à l'évaluation de la 
proposition dôinvestissement offerte. Veuillez profiter de la possibilit® de poser des 
questions à l'emprunteur, obtenir des informations auprès de sources 
indépendantes et demander l'avis d'un expert si vous n'êtes pas sûr de devoir 
conclure ce contrat de prêt. 

 
 
 

Conditions générales de prêts (CGP) 
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Préambule 
 
 

L'Emprunteur pr®voit de mettre en îuvre le projet d®crit dans la description du projet 
("Projet"). Le Prêteur souhaite fournir à l'Emprunteur une partie du capital nécessaire à 
cette fin sous la forme d'un prêt subordonné qualifié et affecté ("Prêt"). Ce Prêt est un 
financement d'entreprise avec un risque entrepreneurial correspondant. 
 
Le prêt fait partie d'un "Crowdfunding" ou financement participatif sous la forme d'une 
variété de prêts partiels de différents prêteurs ("prêts partiels"). Les prêts partiels sont 
identiques à l'exception des montants des prêts et sont proposés sur le site web 
www.weelectrify.africa ("Plateforme" ; l'opérateur de cette plateforme est Investkonzepte 
GmbH, Otto-Heilmann-Str. 17, 82031 Munich ci-après "opérateur de plateforme"). 
 
Cela étant, les parties conviennent de ce qui suit : 
 
1. l'octroi du prêt ; l'objet du prêt 
 
1.1 Le Prêteur accorde à l'Emprunteur un prêt affecté au montant spécifié dans le 
formulaire de souscription ("Montant du prêt"). 
 
1.2 L'objet du prêt ("objet du prêt") est défini dans les informations relatives à l'émission 
et la description détaillée dans l'annexe "Description du projet" ("Description du projet"). 
Si cela est expressément prévu dans les détails de l'émission, l'objet du prêt comprend 
également la couverture des coûts de transaction du financement par ce Crowdfunding. 
 
2. Déclaration de souscription ; conclusion du contrat 
 
2.1 En affichant et en activant le projet sur la plateforme, l'emprunteur soumet aux 
investisseurs intéressés une offre juridiquement contraignante pour la conclusion de 
l'accord de prêt. Cette offre prend fin soit à la fin de la période de financement, soit à la fin 
du projet ou lorsque la limite de financement est atteinte (conformément à la notice 
d'information).  
 
Le prêteur doit être enregistré auprès de la plate-forme et accepté par celle-ci pour 
investir. Il accepte l'offre contractuelle de l'Emprunteur sous une forme juridiquement 
contraignante ("Contrat de souscription") en remplissant complètement le formulaire en 
ligne prévu à cet effet sur la Plateforme et en cliquant sur le bouton "Investir maintenant". 
L'opérateur de la plate-forme transmet le contrat de souscription à l'emprunteur en tant 
que messager. 
 
Le contrat est conclu dès réception de la déclaration de souscription par l'emprunteur 
("conclusion du contrat"). L'emprunteur confirme au prêteur la réception de la 
convention de signature ("confirmation de réception") en envoyant un message à 
l'adresse indiquée dans la convention de signature ("adresse autorisée", voir également 
le point 10.4). 
 
2.2 La conclusion individuelle du contrat est soumise à la condition résolutoire que le 
prêteur ne verse pas le montant du prêt dans les deux semaines suivant la conclusion du 
contrat conformément aux dispositions énoncées à la section 4 ("Condition de paiement 
individuel"). 
 
2.3 Il est précisé que la présentation d'un contrat de souscription ne constitue pas une 
relation de société entre le prêteur et l'emprunteur ou entre les différents prêteurs. Il est en 
outre précisé que l'opérateur de la plate-forme ne devient pas partie prenante au contrat 
de prêt. 
 
3. Réalisation du financement, période de financement 
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3.1 La validité de toutes les obligations légales découlant du contrat de prêt, à l'exception 
des obligations de confidentialité énoncées à la section 10.2 (cf. également la clause de 
protection de la concurrence énoncée à la section 10.3), est soumise à la condition 
résolutoire que, au plus tard à la fin de la période de financement (conformément aux 
informations relatives à l'émission), le nombre de déclarations de souscription pour les 
prêts partiels ne soit pas suffisant que le total de tous les montants de prêts partiels 
souscrits atteigne le seuil de financement (conformément aux informations relatives à 
l'émission) ("condition de souscription collective"). Si le seuil de financement n'est pas 
atteint, toutes les obligations découlant de cet accord deviennent caduques ; seule 
l'obligation de confidentialité reste en vigueur. 
 
3.2 L'Emprunteur a le droit de prolonger la période de financement une ou plusieurs fois 
jusqu'à une période totale maximale de 12 mois. L'emprunteur notifiera chaque extension 
aux prêteurs qui ont déjà soumis des déclarations de souscription contraignantes ("avis 
d'extension"). 
 
3.3 Si la condition énoncée au point 3.1 s'applique, le financement a échoué. Tous les 
accords de prêt partiels qui ont déjà été conclus sont finalement invalides. L'emprunteur 
notifie le prêteur en conséquence ("Notification de rédhibition"). 
L'emprunteur s'engage vis-à-vis du prêteur à veiller, en relation avec le prestataire de 
services de paiement, à ce que, dans ce cas, les montants déjà versés lui soient restitués 
sans intérêt et sans frais pour le prêteur concerné. Le remboursement est effectué avec 
effet libératoire pour l'emprunteur sur le compte indiqué dans le formulaire de souscription 
("compte autorisé", voir également le point 10.4). Il est précisé que les prêteurs ne sont 
pas des créanciers solidaires. 
 
4. Echéance ; paiement du prêt 
 
4.1 Le montant du prêt est exigible à la conclusion du contrat (section 2.1). Il doit être 
transféré sur le compte fiduciaire dans un délai de trois jours ouvrables (le jour du crédit 
dans le compte séquestre en relation avec ce prêt la "date de dépôt"). En cas de non-
paiement dans les deux semaines suivant la conclusion du contrat, celui-ci devient caduc 
(article 2.2). 
 
4.2 Lors du paiement sur le compte séquestre, le Prêteur a rempli son obligation de 
paiement envers l'Emprunteur. 
 
5. Déboursement du prêt 
 
5.1 Après avoir atteint la limite de financement ou la fin de la période de financement, le 
prestataire de services de paiement verse d'abord à l'emprunteur, en une seule tranche, 
les montants des prêts partiels qui ne sont pas soumis à un droit de révocation ou qui ne 
sont pas révocables (c'est-à-dire lorsqu'un droit de révocation n'a pas été exercé et ne 
peut plus l'être). 
 
5.2 18 jours plus tard, les montants restants du prêt pour lesquels le droit de retrait n'a pas 
été exercé à ce moment-là seront déboursés en une nouvelle tranche (le jour de ce 
déboursement en rapport avec ce prêt étant le "jour du déboursement"). 
 
5.3 L'Emprunteur est autorisé à faire en sorte que le Prestataire de services de paiement 
lui verse à ses frais une partie des montants du prêt dès que et dans la mesure où - le 
seuil de financement a été dépassé et n'est pas retombé en dessous en raison de 
révocations des montants de prêt partiel tirés qui ne sont pas soumis à un droit de retrait 
ou ne sont pas révocables. 
 
5.4 Si les informations relatives à l'émission indiquent expressément que l'objet du prêt 
inclut la couverture des coûts de transaction de ce financement, la rémunération reçue par 
l'opérateur de plate-forme de l'emprunteur pour la gestion du processus de crowdfunding 
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et l'organisation des contrats de prêt peut être versée directement à l'opérateur de plate-
forme par le prestataire de services de paiement ou la rémunération pour la gestion via le 
prestataire de services de paiement peut être conservée directement par le prestataire de 
services de paiement. Le montant de cette rémunération est basé sur les informations 
relatives à la rémunération que le prêteur reçoit de l'opérateur de la plate-forme. 
 
6. Reporting 
 
6.1 Le Prêteur n'a aucun droit de participation, de vote ou d'instruction à l'égard de 
l'Emprunteur. Sauf indication contraire dans la description du projet, l'Emprunteur informe 
régulièrement le Prêteur pendant la durée du Prêt, conformément aux "Directives de 
déclaration pour les plateformes de Crowdfunding de l'Association fédérale allemande de 
Crowdfunding e.V." actuellement en vigueur (disponibles sur http://www.bundesverband-
crowdfunding.de/reporting-guidelines-fuer-crowdfundingplattformen-im-bundesverband-
crowdfunding-e-v/). Ce faisant, elle se conformera au moins aux exigences générales ainsi 
qu'aux exigences spécifiques en matière de financement des entreprises. 
 
6.2 L'Emprunteur met les documents susmentionnés à la disposition du Prêteur par 
l'intermédiaire de la Plateforme sous forme électronique (PDF). 
 
6.3 Le prêteur a pris note de l'obligation de confidentialité énoncée au point 10.2 et de la 
clause de protection de la concurrence énoncée au point 10.3. 
 
7. durée, taux d'intérêt ; droit de résiliation de l'emprunteur ; remboursement du prêt 
 
Mention : Tous les paiements effectués par l'Emprunteur dans le cadre de cette 
convention seront non dus si, dans la mesure et aussi longtemps que la disposition 
du point 8 (subordination qualifiée, y compris le blocage d'exécution avant 
insolvabilité) s'applique. 
 
7.1 La durée du prêt est indiquée dans les informations relatives à l'émission. Celles-ci 
précisent la date de remboursement ("Date de remboursement"). Le prêt a une durée 
fixe conform®ment au pr®sent r¯glement. L'emprunteur dispose dôun droit de r®siliation 
ordinaire pour la première fois 24 mois avant la fin du terme, qui peut être exercé avec 
effet au 30 juin ou au 31 décembre d'une année ("droit de résiliation ordinaire"). Si ce 
droit de résiliation est exercé et que le prêt est remboursé prématurément, l'emprunteur 
est tenu de payer au prêteur une pénalité forfaitaire de remboursement anticipé s'élevant à 
50 % des intérêts qui auraient été dus sur la durée restante du prêt. Le droit de résiliation 
doit être exercé de manière uniforme pour tous les prêteurs partiels. Le préavis de 
résiliation doit être reçu au moins trois mois avant la date à laquelle la résiliation doit être 
effectuée. Le remboursement du montant respectif du prêt en cours et la pénalité de 
remboursement anticipé sont dus le jour où la résiliation prend effet. 
 
7.2 Le montant du prêt en cours porte intérêt au taux d'intérêt fixe spécifié dans les 
informations relatives à l'émission à partir de la date de paiement (section 4.1) jusqu'à la 
date de remboursement convenue par contrat ou jusqu'à la date à laquelle une résiliation 
prend effet. Les intérêts sont payés à terme échu conformément aux dispositions plus 
détaillées des Informations relatives à l'émission. Les intérêts sont calculés pro rata 
temporis selon la méthode act/365 (méthode anglaise, exacte au jour près). Si les 
paiements de remboursement dus ne sont pas effectués, les intérêts de retard légaux sont 
dus ; les autres demandes de dommages et intérêts restent inchangées, tout comme la 
disposition de la section 8. En cas d'annulation de la transaction en raison d'un échec du 
financement, l'emprunteur n'est pas redevable d'intérêts (section 3.3). En général, les 
dispositions suivantes s'appliquent : les Prêteurs ne participent pas aux pertes de 
l'Emprunteur résultant des activités commerciales de ce dernier et ne sont pas non plus 
obligés d'apporter des contributions supplémentaires. 
 
7.3 Retenue à la source et autres retenues à la source seront retenus par l'emprunteur qui 
les versera au bureau des impôts compétent s'il y est légalement tenu. 

http://www.bundesverband-crowdfunding.de/reporting-guidelines-fuer-crowdfundingplattformen-im-bundesverband-crowdfunding-e-v/
http://www.bundesverband-crowdfunding.de/reporting-guidelines-fuer-crowdfundingplattformen-im-bundesverband-crowdfunding-e-v/
http://www.bundesverband-crowdfunding.de/reporting-guidelines-fuer-crowdfundingplattformen-im-bundesverband-crowdfunding-e-v/
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7.4 Le Prêteur est conscient que l'Emprunteur a impliqué l'opérateur de la plateforme en 
tant que prestataire de services dans le traitement des paiements des intérêts et des 
remboursements. Afin d'éviter des dépenses inutiles dans le traitement des paiements, le 
Prêteur s'abstiendra donc de faire valoir ces créances contre l'Emprunteur lui-même 
ou de contacter directement l'Emprunteur aux fins de recouvrement des créances 
tant que cette intégration existe et que les paiements dus sont effectués conformément au 
contrat (y compris le remboursement). Si le Prêteur ne respecte pas cette clause, 
l'Emprunteur a droit à une indemnisation raisonnable pour tous les frais supplémentaires 
encourus. 
 
8. subordination qualifiée, y compris le blocage de l'exécution avant insolvabilité  
 
Afin d'éviter un surendettement de l'Emprunteur en vertu du droit de l'insolvabilité 
au sens de l'article 19 (2) du Code allemand de l'insolvabilité (Insolvenzordnung) et 
en cas de procédure de liquidation, le Prêteur et l'Emprunteur conviennent par la 
présente, conformément à l'article 39 (2) du Code allemand de l'insolvabilité 
(Insolvenzordnung), de toutes les créances actuelles et futures du Prêteur en vertu 
du présent Accord - y compris les intérêts et créances résultant d'une résiliation 
éventuelle ï ("Créances subordonnées") une subordination telle que les créances 
ne doivent être satisfaites qu'après toutes les créances et demandes de tous les 
créanciers actuels et futurs de l'emprunteur, tels que définis à l'article 39 (1) n° 1 à 5 
de la loi sur l'insolvabilité. Tous les prêts partiels ont la même priorité les uns par 
rapport aux autres. Les créances subordonnées du prêteur ne peuvent être 
satisfaites qu'à partir des bénéfices nets annuels futurs, d'un éventuel surplus de 
liquidation ou d'autres actifs libres restant après satisfaction de tous les autres 
créanciers de l'emprunteur. Le prêteur s'engage à ne pas faire valoir ses créances 
subordonnées tant que et dans la mesure où le règlement de ces créances 
entraînerait une raison impérative d'ouvrir une procédure d'insolvabilité sur les 
actifs de l'emprunteur, c'est-à-dire une insolvabilité de l'emprunteur au sens de 
l'article 17 du code allemand des faillites (Insolvenzordnung) ou un surendettement 
de l'emprunteur au sens de l'article 19 du code allemand des faillites (tel que modifié 
de temps à autre). 
 
9. Droit de résiliation extraordinaire 
 
9.1 Le prêteur ne peut résilier prématurément le contrat de prêt que pour des motifs 
valables et exiger le remboursement intégral avec effet immédiat ("droit de résiliation 
extraordinaire"). Le Prêteur est conscient que les demandes de remboursement, de 
dommages et intérêts et autres réclamations qui peuvent résulter d'une résiliation 
extraordinaire sont soumises à la subordination qualifiée conformément à l'article 8 et que 
le Prêteur ne peut les faire valoir dans les conditions qui y sont stipulées. 
 
9.2 Un motif valable, qui (indépendamment de la conduite des autres prêteurs) peut 
amener le prêteur à résilier le prêt pour un motif valable à tout moment pendant la durée 
du prêt, si  
a) l'Emprunteur fournit ou a fourni des informations inexactes sur des circonstances qui 
sont essentielles pour la conclusion et l'exécution de la relation contractuelle et pour sa 
capacité à servir le mandant ; ou  
 
b) l'Emprunteur utilise le Montant du Prêt de l'Emprunteur dans un but inapproprié ou 
abandonne ses activités commerciales ; ou  
 
c) l'Emprunteur ne respecte pas ses obligations en matière de rapport prévues à l'article 
6 en temps voulu et conformément à l'Accord, la résiliation étant autorisée au plus tôt deux 
semaines après un avertissement écrit et l'avertissement pouvant être émis au plus tôt 
après un délai de grâce de deux semaines supplémentaires à compter de la date de 
rapport convenue. Le droit légal de résilier le contrat pour tout autre motif valable reste 
inchangé. 
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9.3 En cas de résiliation extraordinaire (sous réserve de la clause de subordination), le 
prêteur peut réclamer les dommages subis par le remboursement anticipé. 
 
9.4 Une raison importante permettant à l'Emprunteur de résilier la Convention pour motif 
valable est notamment une violation coupable par le Prêteur des dispositions des sections 
10.2 (Confidentialité) et 10.3 (Protection de la concurrence). 
 
10. Transférabilité ; confidentialité ; protection de la concurrence ; autres accords 
 
10.1 La totalité du statut juridique de prêteur au titre du présent accord peut être héritée à 
tout moment après la fin de la période de financement (comme spécifié dans les 
informations relatives à l'émission) ou vendue à des tiers pour la totalité ou une partie du 
montant du prêt et cédée par le biais d'un transfert de l'accord. Le prêteur s'engage à ne 
pas vendre aux personnes mentionnées au point 10.3.  
 
Si l'opérateur de la plateforme met à disposition un marché au nom de l'emprunteur à ces 
fins (dont l'emprunteur informera le prêteur par une notification séparée, "lôavis 
d'inscription sur le marché secondaire"), une telle prise en charge de contrat n'est 
autorisée que via ce marché et uniquement dans le cadre des conditions d'utilisation 
applicables.  
 
Si l'opérateur de la plate-forme ne fournit pas de place de marché, la prise en charge du 
contrat doit être notifiée à l'emprunteur par l'ancien et le nouveau prêteur dans un délai de 
deux semaines par lettre recommandée ("avis de cession"). Dans le cas des particuliers, 
le nom, l'adresse, l'adresse électronique, la date de naissance et les coordonnées 
bancaires du nouveau prêteur doivent être fournis. Dans le cas des sociétés, coopératives 
et associations, il convient d'indiquer la raison sociale ou la dénomination sociale, le siège 
social et l'adresse (commerciale), le lieu du tribunal compétent, le numéro de registre, 
l'adresse électronique et les coordonnées bancaires ainsi que les personnes habilitées à 
les représenter (avec nom et prénom, date de naissance, lieu de résidence et type de 
pouvoir de représentation). Le transfert prend effet à la réception de l'avis de transfert par 
l'Emprunteur, à condition que le nouveau Prêteur se place dans la situation juridique 
prévue par le présent accord dans son ensemble. L'emprunteur donne par la présente 
l'accord préalable nécessaire à cette fin (§ 415 BGB), pour autant que les conditions 
susmentionnées soient remplies. La nouvelle adresse et les nouvelles coordonnées 
bancaires sont réputées être à la fois une adresse autorisée et un compte autorisé au 
sens du présent accord. 
 
10.2 Les parties s'engagent à garder confidentiels le contenu du présent accord et 
tous les documents et informations mis à la disposition d'une partie ("partie 
obligée") par l'autre partie ("partie autorisée") ("informations confidentielles") et à 
ne pas les divulguer à un tiers sans l'accord écrit préalable de la partie autorisée.  
 
Les informations confidentielles ne comprennent pas les informations qui, au 
moment de leur divulgation, sont manifestement  
 
a) généralement connues ou publiées dans le domaine public, ou  
 
b) sont déjà légalement en possession de la partie obligée ou ont été légalement 
acquises par la partie obligée auprès d'un tiers autorisé à les divulguer, ou  
 
c) font partie des connaissances techniques générales ou de l'état de la technique.  
 
Les informations confidentielles ne comprennent plus les informations qui, après la 
date de leur divulgation, manifestement  
 
a) deviennent publiquement connues sans faute de la partie obligée, ou  
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b) sont légalement acquises par la partie obligée auprès d'un tiers autorisé à les 
divulguer, ou  
 
c) sont reconnues ou développées par la partie obligée indépendamment des 
informations confidentielles, ou  
 
d) sont divulguées au public par écrit par la partie autorisée.  
 
La partie obligée est autorisée à divulguer des informations confidentielles aux 
membres de ses organes de direction et de surveillance, à ses employés et à ses 
consultants soumis au secret professionnel (ci-après dénommés conjointement 
"agents"), dans la mesure où ils participent à l'exécution du présent accord et où ils 
ont raisonnablement besoin des informations confidentielles. La partie obligée 
garantit que tous ses agents respecteront les dispositions contenues dans le 
présent accord.  
 
Les dispositions qui précèdent ne s'appliquent pas dans la mesure où la partie 
obligée ou ses agents sont tenus de divulguer des informations en vertu d'une loi 
contraignante ou d'une décision exécutoire d'un tribunal ou d'une autorité 
gouvernementale. Dans ce cas, la partie obligée en informe immédiatement la partie 
habilitée et, en consultation avec cette dernière, prend toutes les mesures 
nécessaires et légalement autorisées pour éviter la divulgation ou pour garantir que 
les informations soient traitées de manière aussi confidentielle que possible. Les 
obligations découlant de la présente clause 10.2 prennent fin deux (2) ans après la 
fin de la durée du présent accord. 
 
10.3 Le Prêteur déclare qu'il n'est pas en concurrence avec l'Emprunteur. En 
particulier, le préteur lui-même, une société affiliée (articles 15 et suivants AktG) ou 
une personne étroitement associée au prêteur (article 138 InsO) ne détient pas une 
participation de plus de 5% dans un concurrent de l'Emprunteur et n'est pas un 
employé, un membre du conseil d'administration ou un consultant d'un concurrent 
de l'Emprunteur. 
 
10.4 Toutes les notifications de l'Emprunteur concernant l'exécution de la présente 
Convention doivent être faites par lettre, fax ou, si le Prêteur a fourni une adresse 
électronique, par courrier électronique au Prêteur à l'adresse autorisée (section 2.1). Cette 
disposition ne s'applique pas si des dispositions légales impératives s'y opposent ou si le 
prêteur a notifié à l'emprunteur une autre adresse par lettre recommandée. Il en va de 
même pour les paiements effectués par l'Emprunteur ; ceux-ci sont effectués sur le 
compte indiqué dans le Formulaire de souscription ("Compte autorisé") avec effet 
libératoire. Alternativement, avec le consentement de l'emprunteur, une interface peut être 
mise en place sur la plateforme par laquelle le prêteur peut notifier à l'emprunteur des 
changements d'adresse et de compte. 
 
10.5 L'Emprunteur prend en charge les frais de ce contrat de prêt et de son exécution. 
 
10.6 Les accords subsidiaires, les compléments et les modifications du présent accord 
doivent être faits par écrit. Cela s'applique également à toute dérogation à l'exigence de la 
forme écrite. Cet accord contient tous les accords oraux ou écrits entre le Prêteur et 
l'Emprunteur concernant le Prêt. 
 
10.7 Le présent accord est régi par les lois de la République fédérale d'Allemagne. Langue 
du contrat 
et langue faisant autorité pour la communication entre le prêteur et l'emprunteur est 
l'allemand. 
 
10.8 Si certaines dispositions du présent accord sont ou deviennent invalides, la validité 
des autres dispositions du présent accord ne sont pas affectées. Les parties sont tenues 
de remplacer la disposition invalide par une disposition juridiquement admissible qui se 
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rapproche le plus possible de l'objectif économique de la disposition invalide, d'une 
manière juridiquement admissible. Il en va de même si une lacune nécessitant un 
complément survient pendant l'exécution du contrat. 
* * * 
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Annexe 1 - Avertissement sur les risques 
 
 
Avertissements sur les risques 
 
La présente offre est une offre de prêts subordonnés avec subordination qualifiée et 
blocage d'exécution pré-insolvabilité de Weelectrify.Africa UG, Munich. Les prêts 
subordonnés sont des contrats à long terme relevant du droit des obligations, qui sont 
associés à des risques économiques, juridiques et fiscaux. Les investisseurs doivent donc 
lire attentivement les informations suivantes sur les risques et en tenir compte dans leur 
décision. En particulier, l'investissement de l'investisseur doit correspondre à sa situation 
économique et son investissement dans le prêt subordonné ne doit représenter qu'une 
petite partie de son actif total.  
 
Nous décrivons ci-après certains risques juridiques et factuels liés à l'investissement 
proposé, qui sont essentiels pour l'évaluation de l'investissement. En outre, les facteurs de 
risque qui pourraient nuire à la capacité de l'emprunteur à atteindre les résultats 
escompt®s sont pr®sent®s. Il nôest pas possible de d®crire lôint®gralit® des risques li®s ¨ 
l'investissement.  
 
Les risques mentionnés ci-dessous ne peuvent pas non plus être expliqués de manière 
exhaustive. L'ordre dans lequel les risques sont énumérés ne permet pas de tirer des 
conclusions quant à la probabilité de leur survenance ou à l'ampleur d'une éventuelle 
dégradation. 
 
1. Risques généraux et risques découlant de la structure des prêts subordonnés 
 
a. Risque maximal - risque de perte totale 
Il y a un risque de perte totale du montant de l'investissement et des créances d'intérêts. 
La survenance de risques individuels ou l'interaction de divers risques peut avoir un effet 
négatif important sur les résultats attendus de l'emprunteur, ce qui pourrait entraîner son 
insolvabilité.  
 
Individuellement, l'investisseur peut subir des désavantages financiers supplémentaires. 
Cela peut être le cas, par exemple, si l'investisseur finance l'acquisition de l'actif au moyen 
d'un prêt, si, malgré le risque de perte existant, l'investisseur prévoit des intérêts et des 
remboursements à partir de l'actif sur une base fixe pour couvrir d'autres obligations, ou en 
raison du coût des paiements d'impôts ultérieurs. Dans le pire des cas, ces inconvénients 
financiers supplémentaires peuvent même conduire à l'insolvabilité privée de 
l'investisseur. Les investisseurs doivent donc examiner tous les risques en tenant compte 
de leur situation personnelle et, si nécessaire, demander un conseil professionnel 
individuel. Nous déconseillons expressément le financement par dette de l'investissement 
(par exemple par un prêt bancaire).  
 
L'investissement ne peut être qu'un complément à un portefeuille d'investissement. L'octroi 
d'un prêt ne convient qu'aux investisseurs qui pourraient accepter une perte allant jusqu'à 
la perte totale de leur investissement en capital. Il n'y a pas d'assurance-dépôts légale ou 
autre. Le prêt n'est pas adapté à la prévoyance vieillesse. D'autre part, il n'y a pas de 
risque d'obligation d'apport supplémentaire ou de tout autre engagement qui dépasse le 
montant du capital d'emprunt investi. 
 
b. Risque de subordination et caractère entrepreneurial du financement 
Ce prêt subordonné éligible est un financement entrepreneurial avec un risque de 
perte entrepreneurial correspondant (fonction de responsabilité capitaux propres). 
Cependant, l'investisseur ne reçoit aucun droit de participation et de contrôle en 
vertu du droit des sociétés et n'a donc pas la possibilité d'influencer la réalisation 
du risque entrepreneurial (en particulier, l'investisseur n'a pas la possibilité de 
mettre fin à des activités commerciales déficitaires avant que le capital apporté ne 
soit consommé). Du point de vue de l'investisseur, cet arrangement contractuel combine 
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les inconvénients du capital d'emprunt (en particulier, pas de participation de l'investisseur 
aux bénéfices et aux actifs, pas d'influence de l'investisseur sur la gestion de l'entreprise 
de l'emprunteur et pas d'autres droits de participation et d'information de l'investisseur) 
avec les inconvénients du capital propre (participation de l'investisseur au risque 
entrepreneurial, pas d'obligation pour l'emprunteur de déposer une demande d'insolvabilité 
en l'absence de possibilité de remboursement). Pour l'investisseur, cela signifie que le 
risque assumé par l'investisseur peut même, à certains égards, dépasser le risque 
entrepreneurial d'un actionnaire.  
 
L'accord de prêt subordonné est un prêt avec un blocage d'exécution dit de 
subordination qualifiée et de pré-insolvabilité (voir plus en détail dans section 8 des 
conditions générales de prêts). Cela signifie : toutes les créances de l'investisseur au 
titre du contrat de prêt subordonné - en particulier les créances relatives au 
remboursement du montant du prêt et au paiement des intérêts - "créances 
subordonnées") ne peuvent être opposées à l'emprunteur si cela entraîne une 
raison impérative d'ouvrir une procédure d'insolvabilité pour l'emprunteur, c'est-à-
dire l'incapacité de paiement ou le surendettement, ou si une telle raison 
d'insolvabilité existe déjà (bloc d'exécution pré-insolvabilité). Cela signifie que les 
créances au titre du prêt subordonné ne sont plus exécutoires si l'emprunteur est déjà 
insolvable ou surendetté au moment de la demande de paiement ou si celui-ci est menacé 
par le paiement. Les créances de l'investisseur seraient alors définitivement bloquées 
dans leur exécution tant et aussi longtemps que la crise de l'emprunteur n'est pas résolue. 
Cela peut conduire à ce que les créances de l'investisseur soient définitivement 
inapplicables, même en dehors d'une procédure d'insolvabilité.  
 
L'insolvabilité existe si l'emprunteur n'est pas en mesure de remplir ses obligations de 
paiement (article 17, paragraphe 2, de la loi sur l'insolvabilité). Il y a surendettement 
lorsque les actifs de l'emprunteur ne couvrent plus ses dettes existantes, à moins que la 
poursuite de l'activité de l'emprunteur soit plutôt probable. (§ 19 al. 2 du code de 
l'insolvabilité). Ces dispositions légales peuvent être modifiées avec effet pour l'avenir. 
Cela modifierait également les conditions dans lesquelles le blocage d'exécution pré-
insolvabilité intervient.  
 
La subordination qualifiée, y compris le blocage d'exécution pré-insolvabilité, pourrait avoir 
les effets suivants : L'emprunteur devrait suspendre le paiement des intérêts et le 
remboursement du principal en cas d'intervention du blocage d'exécution pré-insolvabilité 
aussi longtemps qu'il est obligé de le faire. L'investisseur ne serait pas en mesure de 
recouvrer ses créances à l'échéance. L'investisseur devrait rembourser sur demande tout 
intérêt ou remboursement qu'il a reçu à tort malgré la subordination qualifiée à 
l'emprunteur. Il est également possible que l'investisseur ne reçoive pas les paiements 
d'intérêts ainsi que les paiements de remboursement à temps ou pas du tout en raison de 
la subordination. Il est également possible que l'investisseur doive payer des impôts sur 
les intérêts déjà payés, bien qu'il soit obligé de rembourser les montants reçus.  
 
En outre, les créances subordonnées de l'Investisseur seront, en cas de procédure de 
liquidation et en cas d'insolvabilité de l'Emprunteur, subordonnées aux créances suivantes 
: La subordination qualifiée existe pour toutes les créances présentes et futures de tous 
les créanciers non subordonnés de l'Emprunteur ainsi que pour toutes les créances 
subordonnées décrites à l'article 39 (1) du Code de l'insolvabilité. Par conséquent, 
l'investisseur ne sera considéré avec ses créances qu'après satisfaction complète et 
définitive de tous les autres créanciers de l'emprunteur. 
 
c. Absence de garantie des prêts 
Comme le prêt n'est pas garanti, l'investisseur ne pourrait pas faire valoir sa demande de 
remboursement du capital investi ou ses demandes de paiement d'intérêts s'il ne recevait 
aucun paiement de l'emprunteur. En cas d'insolvabilité notamment, cela pourrait signifier 
que les créances de l'investisseur ne pourraient pas être satisfaites ni en total ni en partiel. 
Cela pourrait entraîner la perte partielle ou totale du capital investi. 
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d. Échéance de remboursement et paiement des intérêts 
Le remboursement du capital et des intérêts du prêt des investisseurs doit être effectué en 
totalité à la fin du terme (échéance finale le 30.06.2023). Si l'emprunteur n'est pas en 
mesure de générer le capital requis pour le remboursement et le paiement des intérêts à 
partir de ses activités commerciales actuelles et/ou ne reçoit pas le financement de suivi 
nécessaire d'ici là, il existe un risque que le remboursement final et le paiement des 
intérêts ne soient pas effectués du tout ou pas au moment prévu. 
 
e. Commercialisation (fongibilité), disponibilité du capital investi, engagement à 
long terme 
Les contrats de prêt ont une durée fixe. Il n'existe aucune disposition prévoyant une 
résiliation anticipée ordinaire par l'investisseur. Les prêts subordonnés ne sont pas des 
titres et ne sont pas comparables à ceux-ci. Il n'existe actuellement aucun marché 
secondaire liquide pour les accords de prêt conclus. Une vente du prêt par l'investisseur 
est en principe légalement possible. Toutefois, en raison de la petite taille du marché et 
des volumes d'échanges, la possibilité de vente n'est pas garantie. Il est également 
possible qu'une cession ne puisse être effectuée à la valeur nominale de la créance. Il se 
peut donc qu'aucun acheteur ne puisse être trouvé lorsqu'une vente est demandée ou que 
la vente ne puisse être réalisée qu'à un prix inférieur à celui souhaité. Le capital investi 
peut donc être immobilisé jusqu'à la fin de la durée du contrat. 
 
f. Extension possible de l'engagement de capital 
Comme il s'agit d'un prêt subordonné, le prêt ne peut être remboursé que si cela 
n'entraîne pas l'insolvabilité et/ou le surendettement de l'emprunteur. Si tel était le cas, la 
durée du prêt serait automatiquement prolongée jusqu'à ce que cette condition n'existe 
plus ou jusqu'à l'insolvabilité ou la liquidation de l'emprunteur. L'investissement n'est donc 
pas recommandé aux investisseurs qui dépendent du remboursement de leur argent 
exactement à la date d'échéance prévue. Si le déséquilibre financier de l'emprunteur n'est 
pas corrigé, les actifs investis et les créances d'intérêts pourraient être partiellement ou 
totalement perdus. 
 
2. Risques au niveau de l'emprunteur 
 
a. Risque commercial de l'emprunteur 
Il s'agit d'un financement entrepreneurial. L'investisseur supporte le risque d'une évolution 
défavorable des affaires de l'emprunteur. Il existe un risque que l'emprunteur ne dispose 
pas des fonds nécessaires à l'avenir pour faire face aux intérêts à recevoir et rembourser 
la valeur du prêt. Ni le succès économique des futures activités commerciales de 
l'emprunteur ni le succès du projet poursuivi par l'emprunteur ne peuvent être prédits avec 
certitude. L'emprunteur ne peut ni assurer ni garantir le montant et le calendrier de ces 
apports. 
 
b. Risque de défaillance de l'emprunteur (risque d'émetteur) 
L'emprunteur peut devenir insolvable ou se retrouver surendetté. Cela peut notamment se 
produire si l'emprunteur a des revenus plus faibles et/ou des dépenses plus élevées que 
prévu ou si l'emprunteur n'est pas en mesure d'obtenir un financement de suivi qui pourrait 
être nécessaire. L'insolvabilité de l'emprunteur peut entraîner la perte de l'investissement 
et des intérêts de l'investisseur, car l'emprunteur n'est pas membre d'un système de 
protection des dépôts. 
 
c. Phase initiale de l'entreprise 
L'emprunteur est une entreprise en phase de démarrage de ses activités commerciales 
qui ne génère pas actuellement de flux de trésorerie d'exploitation positif (c'est-à-dire que 
les sorties de trésorerie et les équivalents de trésorerie des activités commerciales 
dépassent actuellement les entrées de trésorerie et d'équivalents de trésorerie). Le 
financement d'une entreprise aussi jeune est associé à des risques spécifiques. Si une 
idée commerciale ne réussit pas sur le marché ou si le développement commercial prévu 
ne peut pas °tre mis en îuvre comme esp®r®, les investisseurs courent le risque d'une 
perte totale. Le succès de l'entreprise dépend d'une grande variété de facteurs tels que 
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l'équipe, certains membres clés du personnel, des spécialistes et des consultants, 
l'environnement du marché, les relations avec les fournisseurs, les développements 
technologiques, les droits de propriété intellectuelle, les conditions cadres légales, les 
concurrents et d'autres facteurs. Les investisseurs qui investissent dans une entreprise en 
phase de démarrage sont beaucoup plus susceptibles de perdre leur capital investi que 
d'obtenir un retour sur leur capital investi. 
 
d. Risques li®s ¨ l'activit® commerciale et ¨ la mise en îuvre du projet de 
l'emprunteur 
Divers facteurs de risque peuvent nuire à la capacité de l'emprunteur à remplir ses 
obligations en vertu du contrat de prêt. D'une part, il s'agit des risques découlant de la 
mise en îuvre du projet poursuivi par l'emprunteur. L'emprunteur a l'intention d'installer 
des parcs éoliens, de préférence en Tunisie, en Algérie, au Maroc, en Mauritanie et au 
Sénégal, et d'obtenir les permis de construction et d'exploitation nécessaires. Il a 
®galement l'intention de n®gocier et de conclure des contrats dôachat d'®lectricit® avec les 
industries à forte intensité énergétique dans les pays susmentionnés. L'emprunteur 
souhaite mener des négociations préliminaires avec les différents sites, faire préparer des 
avis d'experts, préparer des demandes pour les banques de développement et faire 
pr®parer des ®valuations d'impact environnemental. La mise en îuvre du projet pourrait 
être plus complexe que prévu. Des risques inattendus et/ou plus élevés pourraient 
survenir lors de la mise en îuvre et/ou les processus op®rationnels pourraient impliquer 
plus d'efforts et de coûts que prévu. Des erreurs de planification pourraient se produire ou 
les partenaires contractuels de l'emprunteur pourraient avoir de mauvaises performances. 
Les autorisations requises peuvent ne pas être accordées. Il pourrait y avoir des retards 
dans le processus prévu et/ou des problèmes pour générer des revenus dans le montant 
prévu ou au moment prévu. Les exigences légales pourraient changer, rendant 
nécessaires des modifications ou des mesures supplémentaires en rapport avec la mise 
en îuvre du projet, ce qui pourrait entra´ner des co¾ts suppl®mentaires et/ou des retards. 
En particulier, la construction et l'exploitation d'éoliennes dans les pays cibles et la 
conclusion de contrats de fourniture d'électricité pourraient s'avérer plus complexes que 
prévu.  
 
D'autre part, les activités commerciales générales de l'Emprunteur sont associées à des 
risques, tels que les risques liés au marché (par exemple, baisse de la demande et des 
volumes de vente ; difficultés de paiement ou insolvabilité des clients ; augmentation des 
coûts et goulets d'étranglement en matière de capacité du côté des marchés publics ; 
changements politiques, en particulier dans les pays cibles susmentionnés ; évolution des 
taux d'intérêt et de l'inflation ; risques liés au pays et aux taux de change ; modifications du 
cadre juridique et fiscal des activités de l'Emprunteur) et les risques liés à l'entreprise (par 
exemple, modifications du cadre juridique et fiscal des activités de l'Emprunteur). par 
exemple, risques liés à la qualité ; risques de financement et de taux d'intérêt ; risques liés 
aux marques et aux droits de propriété industrielle ; dépendance à l'égard des sociétés 
partenaires et du personnel qualifié ; risques liés aux litiges juridiques, à une couverture 
d'assurance insuffisante, à la structure de l'actionnaire et/ou du groupe, à l'organisation 
interne, à l'évaluation des actifs et aux rétrocessions fiscales) En particulier, des guerres 
ou des désaccords politiques dans les pays cibles africains, une exclusion de ces pays, le 
protectionnisme en général ou un assouplissement des objectifs climatiques de la 
Conférence des Nations unies sur le climat pourraient avoir un impact négatif sur les 
activités commerciales de l'emprunteur.  
 
Ces risques et/ou d'autres risques pourraient avoir un impact négatif sur l'actif net, la 
situation financière et les résultats d'exploitation de l'emprunteur. Par conséquent, 
l'emprunteur peut ne pas disposer des fonds nécessaires à l'avenir pour répondre aux 
demandes d'intérêts des investisseurs et pour rembourser le capital investi. 
 
e. Risque lié à la structure du capital 
L'emprunteur est financé dans une large mesure par des capitaux empruntés. Il est plus 
sensible aux variations des taux d'intérêt, aux fluctuations des revenus ou à l'augmentation 
des dépenses d'exploitation que les entreprises qui ne sont pas ou peu financées par des 
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capitaux empruntés. 
L'emprunteur peut bénéficier d'un financement supplémentaire par l'emprunt et ainsi 
contracter des obligations dont le service (indépendamment de sa situation de revenus) 
doit être assuré en priorité par rapport aux créances des investisseurs (prêteurs 
subordonnés). 
 
f. Risque lié aux personnes clés 
En raison de la perte du personnel clé de l'emprunteur, il existe un risque que les 
connaissances spécialisées ne soient plus disponibles et qu'un développement 
commercial et une gestion des risques qualifiés ne puissent plus être pleinement garantis. 
La perte de ce personnel clé pourrait avoir un effet négatif sur le développement 
économique de l'emprunteur. Cela pourrait réduire le montant des paiements d'intérêts 
et/ou de capital aux investisseurs ou les amener à manquer à leurs obligations. 
 
g. Prévision des risques 
Les pr®visions concernant les co¾ts de mise en îuvre du projet, les rendements 
réalisables et d'autres aspects pourraient s'avérer incorrectes. L'évolution passée des 
marchés ou des entreprises ne constitue pas une base ou un indicateur pour les 
développements futurs. 
 
3. les risques au niveau de l'investisseur 
 
a. Risque de financement de la dette 
Selon les circonstances, l'investisseur peut subir d'autres désavantages financiers dans 
certains cas, par exemple en raison d'arriérés d'impôts. Si l'investisseur finance le montant 
du prêt avec des capitaux extérieurs, par exemple en contractant un prêt privé auprès 
d'une banque, les autres actifs de l'investisseur peuvent être menacés en plus de la perte 
du capital investi. Dans ce cas, le risque maximum de l'investisseur est le surendettement, 
qui, dans le pire des cas, peut conduire à l'insolvabilité privée de l'investisseur. Cela peut 
être le cas si, avec peu ou pas de rendement de l'investissement, l'investisseur est 
financièrement incapable d'assurer le service des intérêts et la charge de remboursement 
de son financement par emprunt. L'emprunteur déconseille donc tout financement externe 
du montant du prêt. 
 
b. Risque de modification du cadre juridique et fiscal 
Il n'est pas exclu que les emprunts subordonnés soient affectés par des modifications 
futures des réglementations fiscales, des règles relatives aux sociétés ou d'autres 
réglementations légales, de telle sorte qu'une décote correspondante devra être accordée 
sur les paiements d'intérêts et que les résultats escomptés pour l'investisseur ne pourront 
(plus) être atteints. Il existe également un risque que l'acquisition, la vente ou le 
remboursement des prêts subordonnés soient imposés, ce qui entraînerait des coûts 
supplémentaires pour l'investisseur. Ces coûts devraient également être supportés par 
l'investisseur en cas de perte totale du montant de l'investissement. La prise en charge de 
ces coûts pourrait conduire à l'insolvabilité personnelle de l'investisseur. 
 
c. Mention sur la diversification des risques et l'évitement de la concentration des 
risques 
En raison de la structure du risque, l'investissement dans le contrat de prêt subordonné ne 
doit être considéré que comme un élément d'un portefeuille d'investissement diversifié (à 
risque mixte). En principe, plus le rendement ou le rendement est élevé, plus le risque de 
perte est important. En répartissant le capital investi sur plusieurs classes d'actifs et 
projets, on peut obtenir une meilleure diversification des risques et éviter les "risques de 
cluster". 
 
 
 
4. Instructions de l'opérateur de la plate-forme 
 
a. portée de l'évaluation du projet par l'opérateur de la plate-forme 
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L'opérateur de la plate-forme effectue uniquement un contrôle de plausibilité avant 
d'afficher un projet sur la plate-forme. Le fait de placer un projet sur la plateforme ne 
constitue pas une recommandation d'investissement. L'opérateur de la plateforme n'évalue 
pas la solvabilité de l'emprunteur et ne vérifie pas la véracité, l'exhaustivité ou l'actualité 
des informations fournies par l'emprunteur. 
 
b. profil d'activité de l'opérateur de la plate-forme 
L'opérateur de la plate-forme n'exerce aucune activité de conseil et ne fournit aucun 
service de conseil. 
En particulier, aucun conseil en matière de financement et/ou d'investissement, ni aucun 
conseil fiscal et/ou juridique n'est fourni. L'opérateur de la plate-forme ne fournit pas aux 
investisseurs des recommandations personnelles pour l'acquisition d'instruments 
financiers basées sur un examen de la situation personnelle de l'investisseur concerné. 
Les circonstances personnelles ne sont demandées que dans la mesure où cela est 
légalement requis dans le contexte du courtage en investissements et uniquement dans le 
but de fournir les conseils légalement requis, mais pas dans le but de faire une 
recommandation personnelle à l'investisseur pour l'acquisition d'un instrument financier 
spécifique. 
 
c. Contenu informatif de la description du projet 
La description du projet sur la plate-forme ne prétend pas contenir toutes les informations 
nécessaires à l'évaluation de l'installation proposée. Avant investissement, les 
investisseurs peuvent poser toutes questions à l'emprunteur, obtenir des informations de 
sources indépendantes et demander l'avis d'experts s'ils ne sont pas sûrs de devoir 
conclure le contrat de prêt. Étant donné que chaque investisseur peut poursuivre des 
objectifs personnels avec son prêt, les informations et les hypothèses de l'emprunteur 
doivent être soigneusement examinées à la lumière de la situation individuelle. 
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Annexe 2: Description de project 
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